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HSG Wetzlar gut vorbereitet 

Dutenhofener Eigengewächs Fabian 
Kraft steht vor seiner ersten Saison 
im Bundesligakader. Der 23jährige 
hat bei der HSG Dutenhofen/
Münchholzhausen alle Jugend­
mannschaften durchlaufen und will 
seine Chance nutzen. Seite 11

300 neue Wohnungen  

OB Manfred Wagner (SPD) und 
Bürgermeister Harald Semler (FW) 
stellen gemeinsam mit dem Ge­
schäftsführer Wetzlarer Wohnungs­
gesellschaft (WWG), Harald Seipp, 
ein Konzept zum Wohnungsbau in 
Wetzlar vor.  Seite 4

Wetzlars Finanzen 

Häufig gestellte Fragen und 
Antworten rund um Wetzlars 
Finanzen, die interessierten Lesern 
Orientierung in der Diskussion um 
die schwierige Haushaltslage in 
Wetzlar geben kann.
 Seite 12

Feier der SPD-Fraktion 
Wechsel in der SPD-Fraktion.
Dank an Waldemar Kleber für seine 
langjährigen Verdienste in der SPD Seite 2
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„Wir sind auf dem richtigen Weg“, 
so der stellvertretende Vorsitzende 
der Wetzlarer SPD-Fraktion und 
deren baupolitischer Sprecher Gün-
ter Pohl zum Thema ‚Stadthaus 
am Dom‘ und zum aktuellen Sach-
stand. 

Die SPD begrüßt den gewählten 
Verfahrensweg und wird diesen 
nicht nur weiterhin begleiten, son­
dern auch aktiv mitgehen und mit­
gestalten.

Auch wenn die sichtbare Umset­
zung des Riesenprojekts vermut­
lich erst Anfang 2018 mit dem Ab­
riss des Gebäudes beginnen wird, 
laufen die Vorbereitungen bereits 
seit Monaten auf Hochtouren.

Die Grundlagen für die Umge­
staltung hat die Stadt Wetzlar, ins­
besondere in Person des Oberbür­
germeisters Manfred Wagner, ge­
schaffen und für die Umsetzung 
mit Martin Bender einen heimi­
schen Investor gewonnen. 

Die juristischen Hürden wurden 
genommen, vor allem auch die 
komplizierte Abwicklung der dor­
tigen Eigentumsverhältnisse. Der 
Investor hat für die Umsetzung die 
‚Stadthaus am Dom GmbH & Co 
KG‘ gegründet, die nunmehr in en­
ger Abstimmung mit der Stadt das 
Projekt konkret angehen wird und 
dabei das Stadtbild in dieser zen­
tralen Lage verändern will und si­
cherlich auch wird.

Damit diese Veränderung auch 
auf breite Zustimmung in der Be­
völkerung stößt, ist das Instrument 
Bürgerbeteiligung ein zentraler 
Punkt des gesamten Verfahrens. 
Damit wird man auch den Vorga­
ben des SPD­Wahlprogramms ge­
recht, in welchem die Beteiligung 
des Bürgers an den Diskussions­ 
und Entscheidungsprozessen ge­
fordert und erwartet wird. 

Die Gestaltung des neuen Stadt­
hauses mit einem Nutzungsmix 
aus Dienstleistung, Einzelhandel, 
Wohnen und Tiefgarage, wird so­
mit auch mit den Bürgern disku­
tiert werden. Hier hat man Leh­
ren aus dem einen oder anderen 
Fehler der Vergangenheit gezogen. 

Stadthaus am Dom auf einem guten Weg
Vorbereitungen laufen seit Monaten auf Hochtouren. Riesenprojekt startet vermutlich Anfang 2018 mit dem Abriss des Gebäudes 

keit am 13.Juli erläutert. 
60 Bürgerinnen und Bürger zeig­

ten Interesse an dieser Veranstal­
tung. Eine weitere Präsentation er­
folgte Ende Juli, zu der dann die 
Stadtverordneten eingeladen wur­
den und bei den Wetzlarer Sozial­
demokraten auf große Resonanz 
stieß. Die Frankfurter Architekt­
in Anke Wünschmann stand hier­
bei den Kommunalpolitikern Rede 
und Antwort.

In einem nächsten Schritt wird 
sich das eigens gegründete Begleit­
gremium, in welchem auch Vertre­
ter der Fraktionen beteiligt sind, 
am 2. November treffen, um weite­
re Planungen zu diskutieren.

Das Stadthaus am Dom – dominantes Bauwerk im Herzen der Altstadt

Möglichkeiten hierzu wird es gera­
de jetzt im Vorverfahren genügend 
geben. Bis jetzt sind nämlich noch 
keine konkreten Entscheidun­
gen darüber gefallen, wie es ein­
mal dort aussehen wird. Gedan­
ken, Vorstellungen, Visionen sind 
zwar vorhanden – mehr aber noch 
nicht. Weder die räumliche Ge­
staltung und Aufteilung im Gelän­
de steht fest, noch die Anzahl der 
Gebäude oder die Gebäudeart, ge­
schweige denn die Gestaltung der 
Außenfassade zum Domplatz hin. 
Letzteres hat bereits in der Öffent­
lichkeit für viel Diskussionsstoff 
gesorgt. Die SPD Wetzlar wünscht 
sich eine breite Akzeptanz bei der 

Errichtung dieses stadtbildprägen­
den Gebäudekomplexes. 

Als Grundlage für das Vorha­
ben hat die Wetzlarer Stadtverord­
netenversammlung ein Eckpunk­
tepapier verabschiedet, welches 
auch Grundlage der Vereinbarun­
gen mit dem Investor ist. Darin 
geregelt sind grundsätzliche Din­
ge wie Erschließung, Stellplatz­
fragen, Gebäudegestaltung oder 
Denkmalschutz. Aber auch Punk­
te zur Bürgerbeteiligung und Öf­
fentlichkeitsarbeit sind darin gere­
gelt. Die Öffentlichkeit soll danach 
stets über den Prozess informiert 
sein und sie kann Ideen zum Pro­
jekt beisteuern. 

Ein wesentlicher Bestandteil der 
Öffentlichkeitsarbeit ist die Ein­
richtung des Stadthausbüros am 
Brodschirm. Dieses dient als An­
laufstelle für Bürger, die sich mit 
Ideen und Anregungen in die Neu­
planung des Stadthauses einbrin­
gen möchten. 

Dort fand auch Ende Juni ein 
zweitägiger Ideenworkshop statt, 
an welchem fünf Architekturbüros 
aus Wetzlar, Gießen, Frankfurt und 
Darmstadt teilgenommen haben. 
Diese sollten zu unterschiedlichen 
Themen nachdenken und schließ­
lich Lösungen formulieren. Die 
Präsentation der Ergebnisse dieses 
Workshops wurde der Öffentlich­
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Am ersten Juli trafen sich die Frak-
tionen der Stadtverordneten der 
Wetzlarer SPD der aktuellen und 
der vergangenen Wahlperiode zur 
gemeinsamen Fraktionsfeier im 
Bürgerhaus Nauborn.

Die Feier organsierten Stadtver­
ordnetenvorsteher Udo Volck und 
der neue Fraktionsgeschäftsführer 
Tim Brückmann. 

Zu Beginn der Veranstaltung ver­
abschiedete sich der langjährige 
Fraktionsvorsitzende Jörg Kratkey 
von der Fraktion der Wetzlarer So­
zialdemokratinnen und Sozialde­
mokraten. 

Kratkey schilderte seinen Werde­
gang als Stadtverordneter hin zum 
Fraktionsvorsitzenden. Im Ge­
dächtnis blieb allen Anwesenden 
die Anekdote, wie sich der damali­
ge Vorstand im Bürgerbüro Naun­
heim versammelte, mit dem Ziel, 
dieses erst wieder nach der Wahl 
eines neuen Vorsitzenden zu ver­
lassen. 

Weiter berichtete Kratkey über 
die schwierige Anfangsphase sei­
nes neuen Amtes, in welchem er 
sich noch zu beweisen hatte. Er 
bedankte sich bei allen Weggefähr­
ten und neuen Stadtverordneten 
für die stete Unterstützung. Auch 
in seinem neuen Amt – dem Käm­
merer der Stadt Wetzlar – möchte 
er immer im Kontakt zu seiner al­
ten Fraktion stehen, auch wenn er 
davon ausginge, dass die weiteren 
Arbeitstage schwieriger sein wer­
den, als sein erster – dieser begann 
nämlich mit einem Betriebsaus­
flug seines Dezernats.

Neben der Begrüßung der neuen 
Fraktionsmitglieder, verabschie­
dete man auch Mitglieder aus der 
Wahlperiode 2011/2016. Zu den 
zu Verabschiedenden zählte Wal­
demar Kleber, der bei der letzten 

Freudig konnte der Ortsvorsteher 
und Vorsitzende der SPD Münch-
holzhausen, Peter Helmut Weber 
über dreißig Gäste auf dem Som-
merfest des Ortsvereins begrüßen.

 Auch fanden wieder einige Mit­
glieder des Ortsvereins Dutenho­
fen den Weg zum gemeinsamen 
Sommerfest nach Münchholzhau­
sen. Die beiden Ortsvereine ver­
anstalten ihr Sommerfest stets im 
jährlichen Wechsel in den jewei­
ligen Ortsteilen. Das diesjährige 

Fraktionsfeier der SPD Wetzlar 
Begrüßung der neuen Fraktionsmitglieder, Verabschiedung der Mitglieder aus der Wahlperiode 2011-16

Sommerfest der SPD Münchholzhausen 
Peter Helmut Weber bgrüßt zahlreiche Gäste auf dem Sportplatz

Kommunalwahl nicht mehr kandi­
diert hatte. Trotzdem versprach er, 
auch der neuen Fraktion mit Rat 
und Tat zur Seite zu stehen. Wei­
ter wurde Peter Helmut Weber ver­
abschiedet. Der Ortsvorsteher aus 
Münchholzhausen gehörte seit 
2014 der SPD­Fraktion der Stadt­
verordnetenversammlung an. 

Er ist sich jedoch sicher, dass 

die beiden nun Münchholzhausen 
vertretenden Abgeordneten nicht 
nur die Interessen seines Ortsteils 
vertreten, sondern auch die aller 
anderen Wetzlarer Bürgerinnen 
und Bürger. 

Die neue Fraktion  verabschiede­
te sich auch von Waldemar Droß. 
Der Garbenheimer Ortsvorsteher 
wurde zwar bei der letzten Kom­

Jörg Kratkey verabschiedet sich als Fraktionsvorsitzender

Fraktionsgeschäftsführer Tim Brückmann (links) und die 
neue Fraktionsvorsitzende Sandra Ihne-Köneke verabschieden 
Jörg Kratkey aus der SPD-Fraktion. Im Vordergrund rechts 
Oberbürgermeister Manfred Wagner.

Jörg Kratkey (2. von links) verabschiedet Waldemar Droß 
(links), Waldemar Kleber (2. von rechts) und Peter Helmut 
Weber (rechts) aus der SPD-Fraktion

Die neue SPD Fraktionsvorsitzende Sandra Ihne-Köneke (SPD OV 
Nauborn) im Gespräch mit der Stadtverordneten Sybille Hornivius (SPD OV 
Dutenhofen) und dem neuen Fraktionsgeschäftsführer Tim Brückmann (SPD 
OV Münchholzhausen). Gesprächsthemen und Diskussionen gab es reichlich,.

Sommergrillen fand erstmals auf 
dem Sportplatz in Münchholzhau­
sen statt. Der Vorstand entschied 
sich diesmal für einen neuen Ver­
anstaltungsort. 
Als langjähriger Förderer des SC 
2007 Münchholzhausen/Dutenho­
fen e.V. fiel die Wahl auf dessen Ver­
einsgelände. Im Gegensatz zur Ge­
flügelzuchtanlage, welche bislang 
Anlaufpunkt für Sommerfeste der 
SPD Münchholzhausen war, liegt 
der Sportplatz mitten im Ort und 
war somit auch leichter für Bür­
gerinnen und Bürger zu erreichen. 
Somit fanden auch einige Interes­

sierte den Weg zu unseren Genos­
sinnen und Genossen.
Ebenso freute sich der Verein dar­
über, die neugewählte Fraktions­
vorsitzende Sandra Ihne­Köneke 
begrüßen zu dürfen. Diese stellte 
sich den Gästen vor und versprach, 
stets ein offenes Ohr für die Belan­
ge der beiden Ortsvereine zu ha­
ben und deren Anregungen mit in 
die Fraktion der Wetzlarer Stadt­
verordnetenversammlung zu neh­
men. Der Abend klang mit locke­
ren Gesprächen über Stadtpolitik 
und über das Ortsgeschehen des 
Wetzlarer Ostens aus.  

munalwahl wiedergewählt, legte 
jedoch sein Mandat nieder. Den­
noch steht auch er als Ortsvorste­
her der Fraktion weiterhin bera­
tend zur Seite. 

Der Abend endete mit geselli­
gem Zusammensein und interes­
santen Gesprächen zwischen alter 
und neuer Fraktion. 
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AUS DER STADT 
Udo Volcks offener Brief an 
Hans­Jürgen Irmer 6
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Es ist gut und richtig, dass Jörg Kratkey der 4. Dezernent 
im Wetzlarer Rathaus ist. Ihm obliegt die Verantwortung für 
das Rechnungsprüfungsamt, die Kämmerei, das Kassen-und 
Steueramt, das Ordnungsamt, das Standesamt, das Kultur-
amt und die Volkshochschule. Mit ihm ist ein sehr erfahrener 
Verwaltungsfachmann an der Spitze der Stadtverwaltung. 
Jörg Kratkey kann Sachverhalte und Probleme der Stadt im 
Detail betrachten, ohne das Ganze, „das Allgemeinwohl für 
alle Wetzlarer“, aus den Augen zu verlieren. Er ist pragma-
tisch und sachorientiert. Seine ruhige, freundliche und be-
sonnene Art wird dabei helfen, die Probleme, vor allem den 
Sanierungs- und Investitionsstau in vielen Bereichen der 
Stadt anzugehen.

Das Bürgerbegehren, das die SPD-Fraktion vor 13 Jahren 
auf den Weg gebracht hatte, mit dem Ziel, den 4. Dezernen-
ten einzusparen, hatte aus Sicht der Initiatoren damals gute 
Gründe. Es diente sicherlich nicht dazu, dem politischen 
Gegner zu schaden und Sand ins Getriebe zu werfen. Der re-
gierenden Koalition eine Wiederbesetzung der Position des 
4. Dezernenten mit Verweis auf dieses Jahre zurück liegen-
de Bürgerbegehren zum Vorwurf zu machen, wie es die Op-
position derzeit versucht, entbehrt jeglicher Grundlage. Wir 
können als ehrenamtliche Kommunalpolitiker nur Entschei-
dungen treffen mit dem „Wissen von heute“. Und aus heuti-
ger Sicht ist die Entscheidung für einen 4. hauptamtlichen 
Dezernenten vor dem Hintergrund der vielfältigen Aufgaben 
und Herausforderungen, vor denen die Stadt Wetzlar steht, 
richtig und notwendig. Weiterhin kommt der Fraktionsar-
beit aus meiner Sicht eine sehr wichtige Aufgabe zu. Jeder ge-
wählte Stadtverordnerte in der SPD-Fraktion hat seine eige-
ne Biographie, seinen Beruf, Familie, Hobbys usw. wir sind 
alle unterschiedlich und betrachten die kommunalen Sach-
verhalte aus unterschiedlichen Perspektiven. Diese verschie-
denen Ansichten und Problemlösungen helfen dabei, die bes-
ten Möglichkeiten für die Wetzlarer Bürger zu finden. Kom-
munalpolitisches Handeln ist eine Teamaufgabe und die He-
terogenität in der Wetzlarer SPD kommt allen Bürgern zu 
Gute. Denn daraus entsteht eine gerechte (z.B. sozialer Woh-
nungsbau); nachhaltige (z. B. urbane Vielfalt), innovative 
(z.B. Windpark), wirtschaftlich erfolgreiche (z.B. Leica, Ikea, 
Studium-Plus), soziale (z.B. Wetzlar Card) und demokrati-
sche (z.B. Behindertenbeirat, Seniorenbeirat, Interkulturel-
ler Rat) Stadtpolitik. Die Wetzlarer SPD steht für eine solide 
Stadtpolitik, das heißt die Pflichtaufgaben einer Stadt haben 
höchste Priorität. Wir sorgen für die erforderliche Infrastruk-
tur: vom Straßenbau, Einkaufsmöglichkeiten, Bildung und 
Erziehung, bis hin zum Breitbandausbau und einer stabilen 
Gewerbesteuer, um einiges zu nennen.

Es geht uns bei der kommunalpolitischen Gestaltung 
nicht um kurzfristige Erfolge, sondern um langfristige  
Perspektiven für Wetzlar.

 Ihre Sandra Ihne-Köneke
 Fraktionsvorsitzende

Sandra Ihne-Köneke
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Für den Druck der Wetzlarer Nachrich­
ten wird 100  Prozent Recycling Papier ver­
wendet.

Die CO2­Belastung durch den Druck der 
Zeitung wird kompensiert durch Zahlung 
in Umweltprojekte von First Climate.

Wetzlars OB Manfred Wagner (SPD) 
hat am 4. Juli die neue Dezernats-
verteilung der hauptamtlichen 
Stadträte bekanntgegeben. 

Wichtigste Neuerung ist die Über­
tragung der Zuständigkeit für Fi­
nanzen und Kultur an den neuen 
Dezernenten Jörg Kratkey (SPD).

Wagner führt weiterhin die Be­
reiche Soziales, Jugend, Sport so­
wie Brandschutz, Personal, In­
formationstechnik, Rechtsamt 
und Magistratsbüro. Harald Sem­
ler (FW) leitet als Bürgermeister 
unverändert das Bau­ und Wirt­
schaftsdezernat mit dem Tiefbau­
amt, dem Amt für Stadtentwick­
lung, Bauordnungsamt, Amt für 
Gebäudemanagement und Wirt­
schaftsförderung. 

Der am 15. Juni neu gewählte 
Stadtrat Jörg Kratkey (SPD) wird 
Stadtkämmerer sowie Ordnungs­ 
und Kulturdezernent mit den Äm­
tern Kämmerei, Kassen­ und Steu­
eramt, Rechnungsprüfungsamt, 
Ordnungsamt, Standesamt, Kul­
turamt und Volkshochschule. 

Der langjährige Fraktionsvorsit­
zende der SPD­Stadtverordneten­
fraktion war hauptberuflich bis 
Ende Juni beim Lahn­Dill­Kreis 
für die Zentrale Steuerung verant­
wortlich.

Kratkey wird Kämmerer und 
Kulturdezernent
Kulturamt mit den Museen und Volkshochschule fallen in sein Ressort

Leitzplatz – Umbau hat sich gelohnt
Der Gesamtetat der Baumaßnahmen konnte eingehalten werden

Von links: Norbert Kortlüke (Bündnis 90/Die Grünen), Harald Semler (FWG),
Jörg Kratkey (SPD) und Oberbürgermeister Manfred Wagner (SPD)

Ebenerdige, barrierefreie Fußgängerüberwege werden gerne genutzt

Allen Unkenrufen zum Trotz – es 
hat sich gelohnt. Gemeint ist der 
Umbau des Leitzplatzes. Hier-
von ist Günter Pohl, stellvertreten-
der Vorsitzender der SPD-Fraktion, 
überzeugt. 

Das Sprichwort mit den Unken 
stammt aus einer Zeit, in der die 
Kröten und Unken als Unglücks­
boten gesehen wurden. Entspre­
chend wird dies heute auf Pes­
simisten und Schwarzseher, die 
überall Unglück witterten und da­
rauf hinwiesen, übertragen. 

Oft genug haben sich solche Un­
kenrufe als falsch erwiesen. Auch 
dies lässt sich auf den Leitzplatz 
übertragen. So haben die Man­
datsträger der CDU und FDP im 
Wetzlarer Stadtparlament zum 
einen auf die hohen Kosten ge­
schimpft, zum anderen aber auch 
die Sinnhaftigkeit und Notwendig­
keit in Frage gestellt. Insbesonde­
re wurden Verkehrsbeeinträchti­
gungen und Rückstaus durch die 
oberirdische Fußgängerquerung 
und den Wegfall einer Rechtsab­
biegerspur prognostiziert. Wie er­
wähnt, die Unkenrufe haben sich 
als falsch erwiesen.

Der Verkehr fließt überwiegend 
reibungslos. Staus sind selten und 
nicht auf den Ausbau und die Ver­
kehrsführung zurückzuführen. 
Unfälle, Sperrung der B 49 oder 
Großveranstaltungen sorgen na­
türlich für ein erhöhtes Verkehrs­
aufkommen und dann auch für ge­

legentliche Rückstaus. Dies war al­
lerdings auch schon vor dem Um­
bau der Fall.

Eine äußerst positive Wir­
kung stellen die ebenerdigen 
Fußgänger überwege dar. Die­
se werden auch von den Fußgän­
gern gerne und zahlreich ange­
nommen. Hier hat die Stadt Wetz­
lar Barrierefreiheit wirklich ernst 
genommen. 

Für Ältere, Gehbehinderte, Roll­
stuhlfahrer aber auch für Kinder­
wagenführer war es bislang ein be­
schwerlicher Weg, um auf die an­
dere Straßenseite zu kommen. Die 
Unterführung wurde aus den un­
terschiedlichsten Gründen nur un­
willig angenommen. Dunkelheit, 
Bedrohlichkeit, Schmierereien 
oder Gestank haben die Fußgän­
ger nicht gerade eingeladen, die­
sen Weg zu nehmen. Stattdessen 
wurde oftmals der gefährliche Weg 
über die Fahrbahnen gewählt.

Positiv empfunden wird auch 
die Neugestaltung der Bushalte­

stelle und der damit verbundenen 
Öffnung zur Stadtmauer. Der Be­
reich wirkt größer, heller und ein­
ladender. Grund genug, hier in Zu­
kunft auch Reisebusse hin zu lot­
sen, um von hier aus den Touristen 
die Möglichkeit einzuräumen, die 
Altstadt kennen zu lernen.

Natürlich hat der Umbau des 
Platzes auch Geld gekostet. Doch 
die 1,88 Millionen sind gut ange­
legt. Neben dem eigentlichen Aus­
bau des Leitzplatzes (1,085 Mil­
lionen) entfallen 345.000 Euro 
auf den Umbau der Haltestelle, 
230.000 Euro auf die Neugestal­
tung der Schladming­Anlage und 
220.000 Euro auf die Kanalsanie­
rung. Diesen Ausgaben stehen 
Fördermittel des Landes von über 
800.000 Euro€ gegenüber. Durch 
straffes Wirtschaften bei elf an­
deren Baumaßnahmen konnten 
letztlich 800.000 Euro eingespart 
werden, so dass der Gesamtetat für 
die Baumaßnahmen noch einge­
halten werden konnte.

Überdachungen, Schlosser- & Stahlbauarbeiten, Edelstahlverarbeitung, Torantriebe, Treppen, Tore, Fenster- & Türgitter, Balkongeländer, Treppengeländer, Einzäunungen

Wetzlar-Steindorf
In der Murch 16 – 18

Telefon (0 64 41) 92 48 60
www.kraeuter-schmiedeeisen.de

Schutz vor Einbruch

Stabgitterzäune
preiswert

sicher
dauerhaft Metallbau GmbH

KRÄUTER

Stadtrat Norbert Kortlüke (Grü­
ne) behält die Zuständigkeit für 
den Umwelt­ und Naturschutz, 
das Stadtbetriebsamt mit dem 
Forstwesen sowie die Stadtreini­
gung, Stadthallen und Wasserver­
sorgung. 

Er wird außerdem Verantwor­
tung beim Energieversorger en­
wag und für den Öffentlichen 
Nahverkehr übernehmen.

Die bisher von ehrenamtlichen 
Stadträten geführten Dezernate 
für die Städtischen Museen und 
Volkshochschule entfallen und 
werden den Hauptamtlichen zu­
geordnet. Diese Bereiche, die mit 

erheblichen Haushaltsmitteln und 
einer hohen Personalverantwor­
tung verbunden seien, wolle man 
enger an die hauptamtlich geführ­
te Verwaltung anbinden, so Wag­
ner. Der Oberbürgermeister zoll­
te den scheidenden ehrenamtli­
chen Dezernentinnen für die VHS 
und die Museen, Ruth Viehmann 
(CDU) und Sigrid Kornmann 
(FDP), Respekt und Anerkennung 
für die geleistete Arbeit.

Einzig das von Karlheinz Kräuter 
(SPD) geführte Dezernat der Städ­
tepartnerschaften bleibt bestehen. 
Hier bestehe nur ein geringer per­
soneller Einsatz der Verwaltung.
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300 neue Wohnungen bis 2030
Die Stadt Wetzlar will den Sozialen Wohnungsbau ankurbeln

Ingrid Knell führt 
Interkulturellen Rat
Langjährige Erfahrungen mit Migranten

Oberbürgermeister Manfred Wagner 
(SPD) und Bürgermeister Harald 
Semler (FW) stellen gemeinsam mit 
dem Geschäftsführer der zu 88% 
im Besitz der Stadt befindlichen 
Wetzlarer Wohnungsgesellschaft 
(WWG), Harald Seipp, ein Konzept 
zum Wohnungsbau in Wetzlar vor.

Seit der Veröffentlichung des So­
zialstrukturatlas und seit der Be­
darfserhebung zum sozialen Woh­
nungsbau, die den Stadtverord­
neten Anfang 2015 vorgelegt wor­
den war, ist bekannt, dass sich seit 
etwa drei Jahren auch in Wetzlar 
ein Ungleichgewicht zwischen An­
gebot und Nachfrage an Wohnun­
gen entwickelt hat. 

Wohnraum wird dringend ge­
sucht, die Nachfrage betrifft Wohn­
raum in verschiedener Form, so­
wohl den Wunsch nach Bauplät­
zen für Eigenheime als auch den 
Wunsch nach Wohnungen im Ei­
gentum oder zur Miete. Der zügi­
ge Verkauf der in den letzten bei­
den Jahren zur Verfügung stehen­
den Bauplätze spricht da eine kla­
re Sprache, auch Eigentumswoh­
nungen sind in größerer Zahl ent­
standen oder entstehen derzeit 
bzw. in naher Zukunft. Auch für 
diese finden sich Interessierte, die 
über die nötigen finanziellen Mit­
tel verfügen, Wohneigentum zu er­
werben.

Dem gegenüber steht eine Viel­
zahl von Menschen mit kleine­
ren Einkommen, die für sich allei­
ne oder für ihre Familien Wohn­
raum suchen. Fast 4000 Haushalte 
mit rund 7800 Menschen leben in 
Wetzlar von ergänzenden staatli­
chen Leistungen nach SGB II, SGB 
XII oder sie beziehen Wohngeld.

Doch es geht nicht nur um die 
Bezieher von staatlichen Leistun­
gen, auch viele Bürgerinnen und 
Bürger, die ihren Lebensunter­

halt eigenständig bestreiten, ha­
ben mehr und mehr Schwierigkei­
ten, geeigneten und bezahlbaren 
Wohnraum für sich und ihre Fa­
milien zu finden. Neben der Miete 
sind auch die Nebenkosten einzu­
kalkulieren und die sind bekanntli­
cherweise in den letzten Jahren er­
heblich gestiegen.

Neben dem Blick auf die ent­
stehenden Miet­ und Nebenkos­
ten muss gerade der soziale Woh­
nungsbau auch sich ändernde Be­
darfe an Wohnungsgröße und Aus­
stattung in den Blick nehmen. Ins­
besondere das Angebot an kleinen 
Wohnungen für 1­2 Personenhaus­
halte sind knapp, hier wird der Ent­
wicklung hin zu immer mehr allein 
lebenden oder allein erziehenden 
Personen noch zu wenig Rechnung 
getragen.

Aber auch Familien mit mehre­
ren Kindern haben Probleme, eine 
ausreichend große Wohnung zu 
finden. Meist sind die Planer da in 
der Vergangenheit von der Durch­
schnittsfamilie mit zwei Kindern 
ausgegangen.

Viele ältere Menschen leben ir­
gendwann alleine, die Rente reicht 
häufig nicht mehr aus, es werden 
Transferleistungen benötigt. Der 
Anteil, der für eine geeignete bar­
rierearme Wohnung zur Verfügung 
steht, ist sehr begrenzt.

Sicher, die Wohnungsbaugesell­
schaften in Wetzlar verfügen noch 
immer über eine ansehnliche An­
zahl an Wohneinheiten. Doch ist 
für viele Wohnungen die Bindung 
längst ausgelaufen. Von den vor­

handenen etwa 7800 Wohnungen 
sind gerade noch etwa 18% in der 
Sozialbindung, das sind etwa 1.400 
Wohnungen für ca. 4.000 Haushal­
te, die eine Wohnung nur in dieser 
Preisklasse bezahlen können.

Wohnen ist auch ein Grund­
recht, das Aufwachsen in einer 
Umgebung mit ausreichend Platz 
zum Spielen innerhalb und außer­
halb der Wohnung und auch mal 
zum Rückzug ist eine wichtige Vo­
raussetzung für die gesunde Ent­
wicklung von Kindern. Ungünstige 
Wohnverhältnisse sind ein deut­
licher Risikofaktor, begünstigen 
Lern­ und Entwicklungsstörungen 
ebenso wie Gewalt.

Von daher ist es ausdrücklich zu 
begrüßen, dass sich der Magis trat 
gemeinsam mit der WWG nun der 
Aufgabe stellt, das Angebot an an­
gemessenem und bezahlbarem­
Wohnraum in Wetzlar deutlich zu 
erhöhen und damit auch hier so­
ziale Verantwortung übernimmt. 
Gleichzeitig wird durch das Prin­
zip einer vertretbaren Nachver­
dichtung bereits bebauter Gebie­
te schonend mit Flächenressour­
cen umgegangen. In einem ersten 
Schritt sollen insbesondere in Dal­
heim und in der Wohnstadt neue 
Wohnungen entstehen.

Da die vom Magistrat entwickel­
te Vorlage auch anderen möglichen 
Investoren Potenziale für Wohn­
raumschaffung aufzeigt, geht von 
dieser eine wichtige Signalwirkung 
für weitere Schritte hin zu einer 
Entspannung auf dem Wohnungs­
markt in Wetzlar aus.

Ingrid Knell ist zur Vorsitzen-
den des „Wetzlarer Interkulturel-
len Rates“ (WIR) gewählt worden, 
der sich im Neuen Rathaus konsti-
tuiert hat. 

Die Ärztin im Ruhestand setz­
te sich mit großer Mehrheit gegen 
drei Mitbewerber durch. Knell hat­
te im vergangenen Jahr mit dem 
DRK eine ärztliche Sprechstunde 
im Flüchtlingscamp Spilburg or­
ganisiert. Dabei habe sie viele po­
sitive Erfahrungen gemacht, die 
sie in die Arbeit des Rates einbrin­
gen könne. Außerdem blicke sie 
auf langjährige Erfahrungen mit 
Migranten und deren Entwurze­
lungsproblemen aus ihrer frühe­
ren beruflichen Tätigkeit als Be­
triebsärztin in Wetzlarer Großbe­
trieben zurück. Zum stellvertre­
tenden Vorsitzenden wurde Amin 
Moawad gewählt, der dem Gremi­
um als Vertreter der Industrie­ und 
Handelskammer angehört. Er hat 
väterlicherseits ägyptische Wur­
zeln. Moawad nannte als wichtiges 
Ziel die berufliche Qualifizierung 
von Flüchtlingen und Vermittlung 
in eine Ausbildung, um eine gute 
Integration zu ermöglichen. 

Der Interkulturelle Rat hat die 
Aufgabe, den Integrationsprozess 
zu fördern, auf die kommunalpo­
litische Willensbildung einzuwir­
ken und dabei die gesellschaftli­
che Vielfalt durch Beteiligung aller 
relevanten Gruppen widerzuspie­
geln. Oberbürgermeister Manfred 
Wagner (SPD), der dem Rat kraft 
Amtes angehört, wies darauf hin, 
dass die Stadtgesellschaft immer 
bunter werde. Mehr als 30 Pro­
zent der Einwohner hätten einen 
Migrationshintergrund aus 115 
verschiedenen Nationen, 12 Pro­
zent hätten keine deutsche Staats­
bürgerschaft. Er rief dazu auf, das 

Unterhalb des Krankenhauses auf dieser Wiese ist ein zweites „Y-Hochhaus“ 
vorgesehen. Das erste Hochhaus mit der markanten Form, erbaut in den 
sechziger Jahren, steht an der Uhlandstraße.

Zusammenleben aktiv zu gestal­
ten „Wir definieren, wie wir mitei­
nander leben wollen. Wir legen die 
Grundlage für die Zukunft unse­
rer Stadt.“ Das „Integrierte Hand­
lungskonzept“, das von der Stadt­
verordnetenversammlung 2013 
beschlossen wurde, habe dazu die 
Einrichtung eines Interkulturel­
len Rates empfohlen, die man nun 
verwirklicht habe. Dem Rat ge­
hören 28 Vertreter unterschiedli­
cher Vereinigungen an, die von der 
Stadtverordnetenversammlung 
gewählt wurden.

Mitglieder des Interkulturel­
len Rates: Manfred Wagner (Ma­
gistrat), Sandra Ihne­Köneke 
(SPD­Fraktion), Klaus Breidspre­
cher (CDU­Fraktion), Amber Luit­
jens­Taylor (Grünen­Fraktion), 
Jürgen Lauber­Nöll (FDP­Frak­
tion), Renate Pfeiffer­Scherf 
(FW­Fraktion), Hüseyin Demirel, 
Kadir Terzi, Faik Tiras (Ausländer­
beirat), Harald Seipp (Wohnungs­
wirtschaft), Irmtrude Richter (Ge­
werkschaften), Amin Moawad 
(Unternehmerverbände), Pfarrer 
Björn Heymer, Hermann Bernhard 
(Kirchen), Lufti Al­Amri, Aba Talip, 
Emin Özbek (Islamische Gemein­
schaften), Corinna Cochet­Thi­
bol (Sport), Sachkundige Einwoh­
ner: Mehmet Ali Karaaslan, Dr. In­
grid Knell, Karl­Ludwig Kreuzburg, 
Birsen Krüger, Dr. Mustapha Ou­
ertani, Holger Pagels, Ileana Popa, 
Isabelle Christiana Rothermund, 
Erwin Schwabauer, Harald Wür­
ges. Drei Plätze sind unbesetzt: 
Jüdische Religion, Sonstige Glau­
bensgemeinschaften und ein Frak­
tionsvertreter.

Die Geschäftsführung des Inter­
kulturellen Rates übernimmt das 
Koordinationsbüro der Stadt Wetz­
lar, Ansprechpartner ist Michael 
Schott.

Von links: 
OB Wagner, Bürgermeister Semler 
und WWG-Chef Seipp stellen die 
Pläne für den Wohnungsbau vor.

Der Interkulturelle Rat der Stadt Wetzlar hat sich im Neuen Rathaus konstituiert.

Ingrid Knell (Mitte), Vorsitzende des Interkulturellen Rates, Stellvertreter 
Amin Moawad (links) mit Oberbürgermeister Wagner.

Christoph Görg, Anzeigenredaktion

Liebe Leserin, lieber Leser,
die nächste Ausgabe der  
Wetzlarer Nachrichten erscheint 

Freitag, den 9. Dezember 2016

Anzeigen nehmen wir gerne auf
bis Freitag, 25. November 2016
Anfragen richten Sie bitte an:

goerg@spd-wetzlar.de
Telefon 01 51- 46 51 33 86
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Personal Leasing Team
Karl-Heinz Panzer

Telefon 06443 / 83391-0  Telefax 06443 / 83391 29
Lempstraße 23   35630 Ehringshausen

Zeitarbeit - Arbeitsvermittlung - Arbeitssicherheit

www.khp-plt.de       panzer@khp-plt.de

PLT

Ingrid Knell führt 
Interkulturellen Rat
Langjährige Erfahrungen mit Migranten

Hessen packt’ s an: Wetzlar inves-
tiert kräftig mit Hilfe des Landes 
und des Bundes in den Alltag der 
Bürgerinnen und Bürger.

37 Förderzusagen erhält die Stadt 
vom Land. Damit ermöglichen 
wir Projekte in ganz unterschiedli­
chen Bereichen – von der Kinder­
gartensanierung bis zur Straßen­
baumaßnahme. Viele Menschen 
in Wetzlar werden die Verbesse­
rungen tagtäglich spüren.

 Möglich werden sie durch das 
Kommunalinvestitionsprogramm, 
kurz KIP. Rund 6,25 Millionen Euro 
kann die Stadt nun insgesamt mit 
diesen Zusagen investieren. „Da­
von trägt das Land rund 1,88 Milli­
onen Euro.“ Das sagte Hessens Fi­
nanzminister Dr. Thomas Schäfer 
kürzlich beim Besuch der Kinder­
tagesstätte Marienheim. Sie wird 
mithilfe des Bundeszuschusses 
aus dem KIP saniert. Dort über­
brachte er dem Oberbürgermeis­
ter der Stadt, Manfred Wagner, 
die Förderzusagen des Landes im 
Rahmen des Hessischen Kommu­
nalinvestitionsprogramms.

„Der kommunale Gebäudebe­
stand wird in Zeiten unausgegli­
chener Haushalte oftmals ver­
nachlässigt. Um Betriebsaufwen­
dungen dauerhaft zu reduzieren 
und auch der Betreiberverantwor­
tung gerecht werden zu können, 
sind die Fördermöglichkeiten des 
KIP äußerst hilfreich. Das gilt auch 
für die Stadt Wetzlar“, erklärte 
Oberbürgermeister Wagner. „Mit 
der Förderung können wir zum 
Beispiel in die Brandschutzsanie­
rung und die energetische Ertüch­
tigung unserer Kindertagesstätte 
,Marienheim‘ investieren und das 
1975 errichtete Gebäude auf einen 
aktuellen Stand bringen.“

Die Landesmittel aus dem KIP 
kommen den folgenden Projekten 
in Wetzlar zugute (Finanzierungs­
anteil des Landes in Klammern, 
soweit nicht anders vermerkt):

 

Stadt Wetzlar kann 6,35 Millionen Euro investieren
Finanzminister Dr. Schäfer übergibt 37 Förderzusagen im Rahmen des Kommunalinvestitionsprogramms (KIP) an die Stadt Wetzlar

• Verkehrsgerechter Ausbau des 
Verkehrsknotens „Franzenburg“ 
mit der Schaffung von behinder­
tengerechten Übergängen sowie 
der Schulwegesicherung zu den 
nahgelegenen Schulen (1,04 Milli­
onen Euro)
• Barrierefreie Umgestaltung 
verkehrswichtiger Verkehrsknoten 
(304.000 Euro)
• Neues Rathaus – Einzelmaß­
nahmen aus der Maßnahme 
Brandschutzsanierung, Aufzug­
umbau, Austausch Bodenbeläge, 
Schlosserarbeiten, Fliesenarbeiten, 
Schreinerarbeiten Küche und Er­
richtung einer Photovoltaikanlage 
(rund 204.000 Euro)
• Altes Rathaus – Errichtung ei­
nes Parkdecks und eines barriere­
freien Zugangs zum Gebäude in­
klusive Gewölbesicherung (176.000 
Euro)
• Stadtteilbüro Hermannstein – 
Brandschutzsanierung Gebäude­
teil Mehrzwecksaal (88.000 Euro)
• Austausch der Straßenbeleuch­
tung gegen LED­Leuchten im Karl-
Kellner-Ring und in der Haupt-
straße (40.000 Euro)
• Hauser Gasse – barrierefreies 
Laufband im Pflasterbelag (28.000 
Euro)
• Friedhofskapelle Steindorf – 
Erneuerung der vorhandenen Gas­
einzelöfen (Bundesmittel rund 
22.000 Euro)
• Energetische Sanierung der 
Friedhofskapelle Dutenhofen 
(Bundesmittel rund 38.000 Euro)
• Friedhofskapelle Niedergirmes 
– Erneuerung der Heizungsanlage 
(Bundesmittel rund 17.000 Euro)
• Energetische Sanierung der 
Friedhofskapelle Münchholzhau-
sen (Bundesmittel rund 17.000 
Euro)
• Neuer Friedhof Wetzlar – Er­
neuerung der Heizungsanlagen 
(Bundesmittel rund 180.000 Euro)
• Sporthalle Münchholzhausen 
– Erneuerung der Heizungsanlage 
(Bundesmittel rund 61.000 Euro)

• Heimatmuseum Naunheim – 
Erneuerung der Heizungsanlage 
(Bundesmittel rund 15.000 Euro)
• Lottehaus – Erneuerung der 
Regelung und Fernüberwachung 
für Heizung und Lüftungsheizung 
(Bundesmittel rund 28.000 Euro)
• Jerusalemhaus – Erneuerung 
der Heizungsanlage (Bundesmittel 
rund 20.000 Euro)
• Feuerwehr Steindorf – Flach­
dachsanierung (Bundesmittel rund 
23.000 Euro)
• Feuerwehr Münchholzhausen 
– Erneuerung der Heizungsanlage 
(Bundesmittel rund 20.000 Euro)
• Feuerwehr Dutenhofen – Ener­
getische Sanierung des Flachda­
ches, Erneuerung der Heizungsan­
lage (Bundesmittel 54.000 Euro)
• Feuerwehr Blasbach – Erneue­
rung der Heizungsanlage (Bundes­
mittel rund 23.000 Euro)
• Backhaus Hermannstein – Er­
neuerung der Heizungsanlage 
(Bundesmittel 18.000 Euro)
• Stadtteilbüro Naunheim – Er­
neuerung der Heizungsanlage 
(Bundesmittel rund 20.000 Euro)
• Stadtteilbüro Münchholzhau-
sen – Erneuerung der Heizungs­
anlage (Bundesmittel rund 22.000 
Euro)
• Energetische Sanierung des 
Stadtteilbüros Hermannstein – Er­
neuerung der Fenster und der Au­
ßentür im Mehrzwecksaal (Bun­
desmittel rund 61.000 Euro)
• Stadtteilbüro Dutenhofen – 
Erneuerung der Heizungsanlage 
(Bundesmittel rund 35.000 Euro)
• Kindertagesstätte Nauborn – 
Renovierungs­ und Sanierungs­
maßnahmen (Bundesmittel rund 
20.000 Euro)

Finanzminister Thomas Schäfer (rechts) überbrachte die Förderzusagen an Oberbürgermeister Manfred Wagner 
(Bildmitte) beim Besuch der Kindertagesstätte Marienheim

Wir sind 
die Experten für  
 neue Energien!

Moritz-Hensoldt-Straße 20 
35576 Wetzlar 

Tel. (0 64 41) 2 10 43-0

• Kindertagesstätte Regenbo-
genland in Hermannstein – Er­
neuerung der Heizungsanlage und 
brandschutztechnische Nachrüs­
tung (Bundesmittel rund 40.000 
Euro)
• Kindertagesstätte Garbenheim 
– Sanierungs­ und Brandschutz­
maßnahmen (Bundesmittel rund 
137.000 Euro)
• Kindertagesstätte „Mulle-
wapp“ Hermannstein – Renovie­
rungs­ und Sanierungsmaßnah­
men (Bundesmittel 45.000 Euro)
• Kindertagesstätte Blasbach 
– Sanierungs­ und Brandschutz­
maßnahmen (Bundesmittel rund 
104.000 Euro)
• Stadtteilbüro Nauborn – Ener­
getische Sanierung (Bundesmittel 
rund 16.000 Euro)
• Kindertagesstätte Marienheim 
Wetzlar – Sanierung und Brand­
schutzmaßnahmen (Bundesmittel 
441.000 Euro)
• Neues Rathaus – Flachdachsa-
nierung (Bundesmittel 855.000 
Euro)
• Kindertagesstätte Münchholz-
hausen – Umbau und Erweiterung 
sowie Brandschutzsanierung (Bun­
desmittel rund 671.000 Euro)
• Kindertagesstätte Abenteuer-
land Dutenhofen – Umbau und 
Erweiterung sowie Erneuerung 
der Heizungsanlage (Bundesmittel 
405.000 Euro)
• Friedhofskapelle Garbenheim 
– Austausch der Gaseinzelöfen 
(Bundesmittel rund 9.000 Euro)
• Sporthalle Dutenhofen – Er­
neuerung der Heizungsanlage 
(Bundesmittel 90.000 Euro)

 

Das Kommunalinvestitionspro­
gramm vereint Zahlungen des Lan­
des, des Bundes und einen eigenen 
Anteil der Kommunen. Die Kom­
munen können entscheiden, was 
sie benötigen und durch das Pro­
gramm finanzieren wollen. 

Möglich etwa sind Investitionen 
in den Bau bezahlbarer Wohnun­
gen, beispielsweise für Studenten, 
kinderreiche Familien und Flücht­
linge. Unterstützt werden bei­
spielsweise auch der Ausbau der 
Ganztagsbetreuung an Schulen, 
die weitere Modernisierung von 
Krankenhäusern, die Sanierung 
von Straßen­ und Gehwegen und 
der Bau von Radwegen, Investiti­
onen in schnelleres Internet oder 
die Elektromobilität. 

Das Hessische Kommunalinves­
titionsprogramm ermöglicht den 
Kommunen Investitionen in Höhe 
von einer Milliarde Euro.

Waldgirmeser Straße 38 · 35584 Wetzlar-Naunheim · Telefon 0 64 41 3 83 27 99  
Montag bis Sonntag von 11.30 -14.30 und 17.30 - 23.30 Uhr

Restaurant La Terrazza in Naunheim
Das Restaurant La Terrazza möchte, dass sie unvergessliche Momente in unse-
rem Haus erleben können. Wir stehen Ihnen mit italienischer und heimischer 
Küche zur Verfügung und unser Team verwöhnt sie mit neuen Weinen und 
verschiedenen Grappas. Wir bieten Ihnen auch ein täglich wechselndes Mit-
tagsmenu. Für Feierlichkeiten bieten wir Platz für bis zu 120 Personen mit 
einem breiten Spektrum an Speisen, sowie Buffets in verschiedenen Größen. 

Im Sommer steht unseren Gästen auch die Terrasse zur Verfügung.

Hauser Gasse – barrierefreies 
Laufband im Pflasterbelag
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Die SPD-Fraktion im Wetzlarer Stadtparlament informiert
Die Sommerreise der SPD-Fraktion ins Jobcenter Lahn-Dill · Neue SPD-Stadtverordnete · Interview mit Sandra Ihne Köneke

Offener Brief

Anzeige

SPD Sommerreise zum Kommu-
nalen Jobcenter Lahn-Dill

Am 28.07.2016 besuchte die SPD­
Fraktion im Rahmen der jährlich 
stattfindenden Sommerreise das 
Kommunale Jobcenter Lahn­Dill.

Begrüßt wurden die Frakti­
onsmitglieder von dem Vorstand 
Herrn Peter Dubowy und Frau 
Marlies Polkowski. Herr Dubowy 
informiert die Anwesenden zu Be­
ginn über die vielfältigen Aufgaben 
des kommunalen Jobcenters. 

Lieber Hans-Jürgen Irmer,

viele Jahre warst Du Mitglied der 
Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Wetzlar.
Auch als Landtagsabgeordne­
ter kennst Du dich in der Wetzla­
rer Stadtpolitik bestens aus. Um 
so mehr verwundert es mich, 
dass Du die Besetzung der vierten 
hauptamtlichen Stelle als schlech­
tes Beispiel von sparsamer Haus­
haltsführung darstellst. 
Wo war Deine Kritik in den Jahren 
der CDU geführten Koaltion von 
1993-2011 ?
Auch in dieser Zeit gab es in Wetz-
lar vier „Verwaltungsspitzen“.
Seit der Auflösung der Stadt Lahn 
begann die neue vergrößerte Stadt 
Wetzlar mit der Oberbürgermeis­
terwahl von Walter Froneberg am 
27. November 1979; der Wahl von 
Herbert Fiedler zum Bürgermeis­
ter und Erwin Heller zum Stadtrat.
Am 21. August 1981 wählten die 
Stadtverordneten Wolfram Dette 
zum Kämmerer einer soziallibera­
len Koalition.
Da waren es vier Hauptamtliche.
1986 folgte auf den aus Altersgrün­
den ausscheidenden Erwin Heller, 
Wolfhard Herbst. Auf Herbst folgte 
Heinz Rauber.
So ging es bis 1993. Die soziallibe­
rale Koalition wurde durch die Ab­
wahl von Fiedler und Rauber been­
det. Froneberg und Dette blieben 
im Amt.
Die neue Koalition wählte Klaus 
Breidsprecher zum Bürgermeister 
und Hermann Spory zum Stadtrat.

(21.10.93) Da waren es wieder vier.
Auf Spory (bis 10.2.98) folgte der 
heutige Geschäftsführer der Wetz­
larer Verkehrsbetriebe Manfred 
Thielmann (ab 1. 3. 98).
1997 wurde Wolfram Dette zum 
Oberbürgermeister gewählt und 
Froneberg wurde am 27. Novem­
ber verabschiedet. Den freige­
wordenen Posten besetzte Achim 
Beck, er übernahm das Baudezer­
nat (ab 1. 3. 98).
Den nächsten Wechsel auf einer 
hauptamtlichen Stelle gab es 2004, 
als Peter Hauptvogel (FW) auf 
Manfred Thielmann folgte.
Als Klaus Breidsprecher (CDU) 
2007 altersbedingt ausschied, wur­
de die Bürgermeisterstelle durch 
Helmut Lattermann (CDU) be­
setzt. Seine Amtszeit begann am 
1.2.2007.
Bis dahin können wir schon mal 
festhalten: Immer vier hauptamtli­
che Dezernenten in Wetzlar.
Peter Hauptvogel schied nach nur 
einer Amtszeit am 31.5.2010 aus 
und am 1.6.2010 folgte ihm naht­
los Harald Semler (FW).
Nach der Kommunalwahl 2011 än­
derten sich die Mehrheitsverhält­
nisse in der Stadtverordnetenver­
sammlung. Die neue Koalition aus 
SPD und Grünen wählte Helmut 
Lattermann ab, Manfred Wagner 
zum Bürgermeister und Wolfgang 
Borchers für den zum 30.11.2010 
ausgeschiedenen Stadtrat Beck. 
Der direkt gewählte Oberbürger­
meister Dette (FDP) blieb genau­
so im Amt wie der kurz vorher ge­
wählte Stadtrat Semler.

Der plötzliche Tod von Stadtrat 
Wolfgang Borchers (Grüne, von 
1.9.2011 bis 31.8.2012) brachte 
Norbert Kortlüke (Grüne) ins Amt.
Nach der Amtsübergabe (am 
27.11.2015) von OB Dette an den 
direkt gewählten OB Wagner blieb 
die Bürgermeisterstelle zunächst 
unbesetzt, da man kurz vor der be­
vorstehenden Kommunalwahl kei­
ne „teuren“ Fakten schaffen wollte.
 Wagner übernahm das komplette 
Aufgabengebiet von Dette zusätz­
lich. 2016 endete auch die erste 
Amtszeit von Harald Semler.
Jetzt sind wir in der Gegenwart an­

gekommen. Die Koalition aus SPD 
und Grünen, der inzwischen auch 
die Freien Wähler beigetreten wa­
ren, wählte am 15.6.2016 Harald 
Semler zum Bürgermeister und 
Jörg Kratkey zum Stadtrat. Da wa­
ren es wieder vier.
Nachzureichen wäre noch die 
Wahlzeit von 1968­1972, als die 
Verwaltungsspitze mit Arno Wie­
gand (Bürgermeister), Dr. W. Kunt­
ze (Erster Beigeordneter und Käm­
merer), Otto Malfeld (Stadtrat) und 
Georg Moeller (Stadtrat) vierfach 
besetzt war.
Allen hauptamtlichen Stadträten, 

Bürgermeistern oder Oberbürger­
meistern kann ich bescheinigen, 
dass sie fleißig und kompetent 
ihre Aufgaben im Dienst der Stadt 
wahrgenommen haben (vielleicht 
mit einer Ausnahme). Dabei waren 
sie immer auch ihre eigenen Refe­
renten und Sachbearbeiter ohne 
viel Personal in ihren Vorzimmern.

Herzliche Grüße 
 Dein Udo Volck

  1968 - 1972   1972 - 1976 *2  1979 - 1981   *1   1981 - 1985  1985 - 1989

Arno Wiegand Otto Malfeld Walter Froneberg Walter Froneberg Walter Froneberg

Dr. Wolfgang Kuntze Walter Froneberg Herbert Fiedler Herbert Fiedler Herbert Fiedler

Otto Malfeld Georg Moeller Erwin Heller Erwin Heller Wolfhard Herbst

Georg Moeller Wolfram Dette Wolfram Dette

 1993 - 1997  *3  1997 - 2001  2001 - 2006  2006- 2011  2011- 2016  *4

Walter Froneberg Wolfram Dette Wolfram Dette Wolfram Dette Wolfram Dette

Klaus Breidsprecher Klaus Breidsprecher Klaus Breidsprecher Breidsprecher/Lattermann Manfred Wagner

Hermann Spory Manfred Thielmann Thielmann/Hauptvogel Hauptvogel/Semler Harald Semler

Wolfram Dette Spory /Beck Achim Beck Achim Beck Borchers/Kortlüke

*1 nach Auflösung der Stadt Lahn

*2 danach Stadt Lahn

*3 Koalition CDU/FDP/FW

*4  Koalition SPD/Grüne, später auch FW

Hauptamtlicher Magistrat
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Georg Moeller Wolfram Dette Wolfram Dette
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Walter Froneberg Wolfram Dette Wolfram Dette Wolfram Dette Wolfram Dette

Klaus Breidsprecher Klaus Breidsprecher Klaus Breidsprecher Breidsprecher/Lattermann Manfred Wagner

Hermann Spory Manfred Thielmann Thielmann/Hauptvogel Hauptvogel/Semler Harald Semler

Wolfram Dette Spory /Beck Achim Beck Achim Beck Borchers/Kortlüke

*1 nach Auflösung der Stadt Lahn

*2 danach Stadt Lahn

*3 Koalition CDU/FDP/FW

*4  Koalition SPD/Grüne, später auch FW

Hauptamtlicher Magistrat

Hauptamtlicher Magistrat

Udo Volck

Ziel sei es, die Hilfsbedürftig­
keit der KundInnen zu verringern 
oder zu beenden, so dass Arbeits­
suchende auch ohne die Grund­
sicherung ihren Lebensunterhalt 
bestreiten können. 

Stand Juni 2016 waren 11.750 
Menschen im Leistungsbezug. Für 
diese sehr unterschiedlichen Men­
schen oder Kunden werden pass­
genaue Angebote gesucht, um die 
Arbeitslosigkeit zu beenden. 

Für die Gruppe der unter 25­jäh­
rigen und der Schwerbehinderten 

gibt es spezielle Ansprechpartner­
Innen. Das Gesamtbudget für die­
se verantwortungsvolle Aufgabe, 
Menschen in die Erwerbsfähigkeit 
zu führen, liegt voraussichtlich im 
Jahr 2016 bei 19.544.254.– Euro. 

Es sind mehr Frauen als Männer 
von einem SGB II­Bezug betroffen. 
Der Anteil der Alleinerziehenden 
im Leistungsbezug ist hoch. 

In der offenen Diskussionsrun­
de wurden viele Detailfragen der 
Fraktionsmitglieder von der Ge­
schäftsleitung beantwortet. Die 

Fraktionsvorsitzende Sandra Ih­
ne­Köneke betonte, wie wichtig 
die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf ist und das der Ausbau von 
Ferien/Betreuungsmöglichkeiten 
von Kindern und Jugendlichen ein 
großes Thema der Wetzlarer SPD 
ist. 

Für die Einblicke in die sehr pro­
fessionelle Arbeit des Kommuna­
len Jobcenters bedankten sich alle 
Fraktionsmitglieder.

Neue SPD Stadtverordnete  
im Stadtparlament

Wir freuen uns über Andrea Lich­
Brand, die neu im Stadtparlament 
vertreten sein wird. Ihre vielfälti­
gen Interessen und die Fachkom­
petenz der 54­jährigen Pädago­
gin aus Münchholzhausen werden 
die SPD Fraktion bereichern. Sie 
wird für die SPD ihren Tätigkeits­
schwerpunkt im Sozialausschuss 
aufnehmen.

Andrea 
Lich-Brand

Karl-Heinz 
Kinkler

Von links: Waldemar Droß, Brigitte Droß, Karl-Heinz Kinkler (alle SPD), Peter Dubowy (Jobcenter), Sandra Ihne Köneke (SPD Fraktionsvorsitzende), 
Peter Schneider-Johann (Jobcenter), Tim Brückmann (SPD) und Marlies Polkowsky (Jobcenter)
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Nun hat Großbritannien den 
Salat. Das britische Volk hat 
entschieden und das König­
reich wird die Europäische Uni­
on verlassen. Und schon weni­
ge Wochen nach dem Referen­
dum hat man den Eindruck, das 
„Volk“ würde nicht noch einmal 
so entscheiden. Vielen dämmert 
erst jetzt, was auf das Land und 
seine Bürger zukommt. Und 
die lautstarken Befürworter 
des Brexit haben bis heute kei­
ne wirkliche Idee, wie ihr Land 
fernab der Europäischen Uni­
on agieren soll. Auf jämmerliche 
Weise haben sie sich zurückge­
zogen und lassen andere den 
Karren aus den Dreck ziehen. 
Nur einer der Brexit­Drahtzie­
her ist noch dabei – Boris John­
son als Außenminister. Ausge­
rechnet er, der Rüpel­König, als 
Chefdiplomat des Vereinigten 
Königreichs. Aber das soll nicht 
unser Problem sein.

v

Wir haben in unserem Land 
eine andere Diskussion. Näm­
lich die, ob auch in Deutsch­
land die direkte Demokratie 
bei grundsätzlichen europäi­
schen Verträgen praktiziert wer­
den sollte. Das fordern nicht nur 
die gnadenlosen Populisten von 
links und rechts. So die rechtsra­
dikale „Alternative für Deutsch­
land“, die alles andere als eine 
erstrebenswerte Alternative ist. 
Aber auch auf der anderen Sei­
te des Parteienspektrums reiht 
sich Sahra Wagenknecht, die 
Fraktionsvorsitzende der Lin­
ken, in die Reihe derer ein, die 
Demokratie nur dann verwirk­
licht sehen, wenn das Volk di­
rekt entscheidet. Und sie meint 
insbesondere Europa. Keine 
Frage, am Stammtisch kommt 
das an – und so ist es kein Wun­
der, dass nun auch die CSU­Ma­
tadore und Stammtisch­Exper­
ten Horst Seehofer und Edmund 
Stoiber ins gleiche Horn blasen: 
Volksabstimmungen bei Fragen 
der Europäischen Union.

BÖKELS KOLUMNE
nen als mit den widerspenstigen 
Opponenten seiner eigenen, aber 
auch der oppositionellen Parteien. 
Und auch er scheiterte und trat – 
wie Cameron – sofort zurück. Der­
artige Plebiszite, bei denen Regie­
rungen nur ihre eigene Entschei­
dung absegnen lassen wollen, ha­
ben mit direkten Volksrechten we­
nig zu tun, meint der Wissenschaft­
ler Gebhard Kirchgässner. Recht 
hat er. Und so sei es nicht überra­
schend, dass oft nicht das erhoffte 
Ergebnis herauskommt.

v

Unterstellen wir, dass sich die Idee 
der direkten Demokratie für euro­
päische Fragen durchsetzt, wie von 
Seehofer bis Wagenknecht gefor­
dert. Über einen Austritt oder Ver­
bleib Deutschlands in der Europä­
ischen Union könnte dann, wenn 
die verfassungsmäßigen Voraus­
setzungen gegeben sind, direktde­
mokratisch problemlos entschie­
den werden. Die anderen Län­
der wären nur indirekt betroffen. 
Aber die Protagonisten der direk­
ten Bürgerbeteiligung wollen die 
ja auch ganz ausdrücklich auch für 
die europäischen Verträge. Bei de­
nen gilt allerdings das Einstimmig­
keitsprinzip. Das heißt, alle – noch 
– 28 Staaten müssen dem zustim­
men. Schert ein Land aus, ist der 
Vertrag gescheitert. Wer direkte 
Demokratie fordert, muss das na­
türlich allen Mitgliedsländern zu­
billigen. Es bedarf keiner großen 
Phantasie, dass dann das europäi­
sche Projekt gestorben ist. Die jün­
gere Vergangenheit zeigt: es wird 
nie gelingen, alle „Völker“ für eine 
notwendige Vertrags­Reform zu 
gewinnen, egal ob die Parlamen­
te oder das Volk entscheiden. Die 
Konsequenz kann dann nur sein, 
sich vom Einstimmigkeitsprinzip 
zu verabschieden – mit der Kon­
sequenz, dass zum Beispiel auch 
Deutschland mehrheitlich über­
stimmt werden kann. Auch das 
wäre demokratisch. Aber ob das 
wohl die Seehofers und Wagen­
knechts bedacht haben und so 
wollen ?

Gerhard Bökel war seit 1978 
Landtagsabgeordneter für 

Wetzlar, Landrat des Lahn-Dill-
Kreises und später Innen- und 

Landwirtschaftsminister

Die Mütter und Väter unserer 
Staatsverfassung, des Grundgeset­
zes, haben sich – bestätigt durch 
ein folgendes Referendum – für 
die repräsentativ­parlamentari­
sche Demokratie entschieden. 
Bei allen Unzulänglichkeiten: da­
bei sollte es bleiben. Die vom Volk 
gewählten Parlamente und Regie­
rungen können und müssen ih­
rer Verantwortung nachkommen 
– dafür werden sie gewählt und 
im Zweifel wieder abgewählt. Und 
schon gar nicht dürfen wir mit po­
pulistischen Spielereien über das 
Wahlrecht das Projekt Europa ge­
fährden. Direkte Demokratie auf 
nationaler und europäischer Ebe­
ne stärkt nicht die demokratische 
Entwicklung, sondern gefährdet 
sie.

v

Vergessen wir nicht und sagen wir 
es unseren Kindern: in der ersten 
Hälfte des zwanzigsten Jahrhun­
derts war Europa Schauplatz von 
zwei verheerenden Weltkriegen. 
Unser Kontinent gebar den Kom­
munismus, den Nationalsozialis­
mus und den Faschismus. Und 
seitdem leben wir in Frieden. Es ist 
– bei allen Problemen und Heraus­
forderungen – die wohlhabendste 
und freieste Zeit, die Europa je er­
lebt hat. Damit es so bleibt, müs­
sen wir hart daran arbeiten. Und 
die Politik muss die Abstimmung 
in Großbritannien als deutliches 
Signal verstehen. Das Vertrauen 
in die europäische Politik ist nicht 
nur auf der Insel zu einem guten 
Teil verbraucht – nicht zuletzt, weil 
nationale Politik – die deutsche 
eingeschlossen – allzu leicht dazu 
neigt, eigene Unzulänglichkeiten 
„denen in Brüssel“ in die Schuhe 
zu schieben. Es muss gelingen, Eu­
ropa so zu gestalten, dass Populis­
ten und Rattenfänger keine Chan­
ce mehr haben.

v

Zur Klarstellung. Bei aller Skep­
sis, die ich gegenüber Volksent­
scheiden auf nationaler Ebene 

habe: die Möglichkeit von Bür­
gerbegehren und Bürgerent­
scheiden im kommunalen Be­
reich ist eine ganz andere Sa­
che. Hier können Bürgerinnen 
und Bürger selbst ein Thema auf 
die kommunalpolitische Agen­
da bringen. Das ist ein sinnvol­
les In strumentarium von Bür­
gerbeteiligung. Genauso wie die 
Möglichkeit der Gemeindever­
tretung/Stadtverordnetenver­
sammlung, eine weitreichen­
de Entscheidung den Bürgern 
zur Abstimmung vorzulegen. Si­
cher, auch hier geht es oft um 
schwierige, komplexe Sachver­
halte. Die politisch Verantwort­
lichen haben aber die Chance 
oder sind, je nachdem, gezwun­
gen, zu argumentieren, sich den 
Bürgern direkt zu stellen. Plum­
per Populismus hat da keine 
Chance. 

v

Ein geradezu musterhaftes Bei­
spiel von Bürgerbeteiligung ist 
der in Wetzlar von Oberbürger­
meister Manfred Wagner ein­
geleitete Diskussions­ und Ent­
scheidungsprozess zum Frei­
bad Domblick. Die Bürgerschaft 
wird eingebunden, ihre Sach­
kunde wird eingebracht, es gibt 
offene Diskussionen und trans­
parente Entscheidungswege. 
Politik so gemacht, verstärkt das 
Vertrauen in politisches Han­
deln.

Brexit – Europäische Union ohne England

Andere warnen. Bundespräsident 
Joachim Gauck sagt, wegen der 
Komplexität der Probleme müss­
ten oft schwierige Kompromisse 
gefunden werden, die mit Volks­
entscheidungen nicht möglich sei­
en. In der Tat hat Großbritanni­
en gezeigt: in aufgeheizten Wahl­
kampfzeiten ist es kaum möglich, 
dem vielbeschworenen Volk kom­
plexe Vorgänge zu vermitteln. Ge­
gen populistische Parolen, Lügen, 
Drohungen und Angstmacherei 
hatten die Pro­Europäer in Groß­
britannien mit dem Versuch dif­
ferenzierter, aufklärender Argu­
mentation keine Chance. Die Leid­
tragenden sind nicht die populis­
tischen Drahtzieher, sondern die 
Masse der Menschen. Aber sie, 
„das Volk“, hat so entschieden.
Eine begriffliche Klärung vorweg: 
bei einem Volksentscheid, wie wir 
ihn aus der Schweiz kennen, wird 
über einen aus dem Volk heraus 
initiierten Vorschlag abgestimmt. 
Bei einem Referendum dagegen 
wird über eine Vorlage einer Re­
gierung – oder eines Parlaments – 
entschieden. Letzteres hatten wir 
in Großbritannien. Premiermi­
nister David Cameron wollte sich 
seine Entscheidung pro EU ab­
segnen lassen, vor allem um sei­
ne Kritiker in den Griff zu bekom­
men. Er ist gescheitert und hat ei­
nen hohen persönlichen Preis da­
für bezahlt. Auch Frankreich hat 
das schon mal erlebt. Der legen­
däre Präsident Charles de Gaul­
le hatte seinerzeit in einem Refe­
rendum sein Volk über eine Regio­
nal­ und Senatsreform abstimmen 
lassen. Auch er glaubte, mit Volkes 
Zustimmung leichter die von ihm 
gewollte Reform umsetzen zu kön­

Die neue SPD Fraktionsvorsitzende 
Sandra Ihne-Köneke zu ihren Beweg-
gründen, diese verantwortungsvolle 
Aufgabe zu übernehmen und welche 
Schwerpunkte sie sich gesetzt hat.

Frau Ihne-Köneke was hat Sie 
gereizt, sich für die Position der 
Fraktionsvorsitzenden zur Wahl 
zu stellen?

Zunächst möchte ich erst ein­
mal sagen, dass die SPD Fraktion 
ein sehr gutes Team ist, mit enga­
gierten Menschen, die auf unter­
schiedlichen Ebenen für eine gute 
Stadtpolitik für die Bürger/innen 
in Wetzlar aktiv sind. Der Erfolg 
des ehrenamtlichen, kommunal­
politischen Engagements zeigt sich 
an einem SPD Stadtverordneten­
vorsteher, SPD Oberbürgermeister 
und einem SPD Dezernenten im 
Magistrat.

Wie bei anderen ehrenamtli­
chen Positionen in Vereinen und 

Verbänden auch wurden vor mei­
ner Wahl Gespräche geführt. Ich 
habe für meine Entscheidung Ge­
spräche innerhalb der Fraktion, in 
der Familie, mit Freunden und Be­
kannten geführt. 

Wetzlar ist eine aufblühende 
Stadt. Sie ist in den letzten fünf Jah­
ren sozialer und demokratischer 
geworden. Konkret meine ich zum 
Beispiel die Wetzlar­Card, präven­
tive Maßnahmen im Kinder­ und 
Jugendschutzbereich, sowie Betei­
ligungsmöglichkeiten für Wetzla­
rer Bürger/innen z.B. beim Stadt­
haus am Dom oder beim Freibad. 
Positive Veränderungsprozesse an­
zustoßen und zu begleiten macht 
mir Spaß. Veränderungsprozesse 
dürfen aber nicht nur zu Gunsten 
einiger weniger stattfinden, son­
dern es muss das Allgemeinwohl 
berücksichtigt werden. Das ist mir 
wichtig und dafür übernehme ich 
gern mehr Verantwortung.

Daraus ergibt sich fast schon die 
nächste Frage. Welche Schwer-
punkte möchten Sie setzen?

Mein Schwerpunkt liegt auf ei­
ner gerechten Stadtpolitik. Eine 
gerechte Stadtpolitik zeigt sich da­
ran, wie verantwortungsvoll wir 
mit Armen, Kranken und Behin­
derten umgehen. Wie erhalten wir 
die Selbständigkeit, des genann­
ten Personenkreises? Das fängt bei 
der Mobilität an, die durch Behin­
derung und Armut eingeschränkt 
wird, betrifft aber natürlich auch 
„Wohnen“, „Arbeiten“, „Lernen“, 
„Pflege“ und „Gesundheit“. Inklu­
sion und Integration von Auslän­
dern halte ich für eine Sicherheits­
garantie in einer Stadtgesellschaft. 
Keiner sollte sich abgehängt oder 
aussortiert fühlen. Denn wer 
nichts zu verlieren hat ist sehr viel 
eher bereit sich, extremistischen 
Strömungen, ob religiöser oder po­
litischer Art, zuzuwenden. 

Sandra  
Ihne Köneke

Ich werde weiterhin benachtei­
ligte Familien im Fokus haben und 
Konzepte zur Verbesserung der Le­
bensqualität unterstützen. Verein­
barkeit von Familie und Beruf ist 
mir sehr wichtig. Um als Unterneh­
mungsstandort attraktiv zu sein 
spielen weiche Faktoren eine im­
mer größere Rolle. Gerecht ist na­
türlich auch die Haushaltskonsoli­
dierung, um nachfolgende Gene­
rationen nicht zu belasten. Inves­
titionen in die Infrastruktur sind 
immer zukunftsorientiert und eine 
Notwendigkeit aller wirtschaftli­
chen Unternehmungen. Leider ha­
ben die letzten 5 Jahre nicht ge­
reicht um den gravierenden Sanie­
rungsstau in vielen Bereichen der 
Stadt zu beheben. Wir werden die 
kommende Regierungszeit nutzen, 
die Pflichtaufgaben der Stadt Ernst 
zu nehmen und bleibende Werte 
für die Wetzlarer Bürger/innen zu 
schaffen.

Interview mit Sandra Ihne-Köneke,  
der neuen SPD-Fraktionsvorsitzenden

Kemal Yüksel ist zum 3.Mal in die 
Stadtverordnetenversammlung 
eingezogen. Die ruhige besonnene 
Art des 55­jährigen Maschinenein­
richters und Produktionsprüfers 
aus Naunheim,schafft eine ange­
nehme Arbeitsatmosphäre im So­
zialausschuss, wie in der Fraktion.

Ganz herzlich begrüßen wir Karl­
Heinz Kinkler wieder im Stadtpar­
lament. Seine langjährige Erfah­
rung als Stadtverordneter ist ein 
Gewinn bei komplexen Sachver­
halten. Der 61­jährige Angestellte 
aus Naunheim wird sich im Um­
welt­und Verkehrausschuss enga­
gieren.

Kemal Yüksel
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Peter Helmut Weber wieder Ortsvorsteher in Münchholzhausen
SPD stärkste Fraktion im Ortsbeirat. Sie will die gute Zusammenarbeit mit den anderen Fraktionen fortsetzen.

Erneut einstimmig, wie auch 2011, 
wählte der neue Ortsbeirat am 
26.04.2016 in seiner 1. Sitzung 
nach der Kommunalwahl Peter Hel-
mut Weber zum Ortsvorsteher.

Erster Punkt in dieser Sitzung war 
die Verabschiedung des langjäh­
rigen Ortsbeiratsmitgliedes Rena­
te Schweickert. Der bisherige Orts­
vorsteher Peter Helmut Weber be­
dankte sich bei Renate Schwei­
ckert für die langjährige ehrenamt­
liche Tätigkeit.

Dem Gremienältesten Dieter 
Steinruck wurde die Wahlleitung 
zur Wahl des Ortsvorstehers über­
tragen.

Nach der Wahl von Peter Hel­
mut Weber (SPD) zum Ortsvor­
steher wurde anschließend Dieter 
Steinruck (CDU) als Stellvertreten­
der Ortsvorsteher einstimmig wie­
dergewählt. Die weiteren Wahlen 
zum 1. Schriftführer (Martin Stein­
ruck, CDU) und Stellvertreter (Tim 
Brückmann, SPD) wurden zügig 
vorgenommen. Ortsvorsteher We­

ber bedankte sich nach den Wah­
len für das ihm entgegengebrach­
te Vertrauen und versprach weiter­
hin gute Zusammenarbeit mit der 
CDU­Fraktion zum Wohle Münch­
holzhausens.

OB Manfred Wagner begrüßte 
den neuen Ortsbeirat Münchholz­
hausen und betonte, dass er sich 
auf die zukünftige Zusammenar­
beit freut. 

Auch er bedankte sich noch ein­
mal bei dem ehemaligen Mitglied 
Renate Schweickert.

Andrea Volk bleibt Ortsvorsteherin in Naunheim
Starke SPD-Fraktion im Ortsbeirat Naunheim vom Wähler bestätigt

In der konstituierenden Sitzung 
des Ortsbeirates Naunheim am 26. 
April 2016 wurden die bisherige 
Ortsvorsteherin Andrea Volk und 
der stellvertretende Ortsvorsteher 
Winfried Jung, beide SPD, jeweils 
einstimmig wiedergewählt. 

Beide bedankten sich für das er­
neut entgegengebrachte Vertrauen 
und verbanden diesen Dank mit 
der Hoffnung auf eine weitere fai­
re und am Wohle Naunheims ori­
entierte Zusammenarbeit.

Neu in das Gremium gewählt 
wurden bei der Kommunalwahl 
am 6. März Carl­Peter Greis, Heinz 
Hofmann und Thomas Meißner. 

Oberbürgermeister Manfred Wag­
ner, der vor seiner hauptamtlichen 
Tätigkeit im Magistrat selbst über 
drei Jahrzehnte Mitglied des Naun­
heimer Ortsbeirats war, nahm 
an der konstituierenden Sitzung 
ebenfalls teil. 

Er übermittelte dem neuen Orts­
beirat Grüße und Glückwünsche 
aus dem Rathaus und bedank­
te sich für das ehrenamtliche En­
gagement. 

Der besondere Dank galt den 
ausgeschiedenen Mitgliedern Dr. 
Barbara Greis, Gabriele Köhlinger 
und Manfred Schäfer, die zusam­
mengezählt diesem Gremium über 
50 Jahre hinweg angehört haben.
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Die SPD-Vertreter im Garbenheimer Ortsbeirat 2016
Von links: Ortsvorsteher Waldemar Dross, Ingeborg Koster, Anne Hartmann und Matthias Lenz

Der Naunheimer Ortsbeirat 2016
Stehend von links: Thomas Meißner (FDP), Hans-Martin Fries (FW), 
Christian Simon (SPD), Helmut Lepper (SPD), Heinz Hofmann (CDU).  
Sitzend von links: Marion Kauck (SPD), Winfried Jung (SPD), 
Ortsvorsteherin Andrea Volk (SPD), Carl-Peter Greis (Bündnis 90/Die Grünen)

Ortsbeirat Münchholzhausen
Von links: Tim Brückmann (SPD), 
stellvertretender Ortsvorsteher 
Dieter Steinruck (CDU), Sabine 
Schmidt (SPD), Andrea Lich-Brand 
(SPD), Martin Steinruck (CDU), 
Ortsvorsteher Peter Helmut Weber 
(SPD), Dr. Jörg Schneider (CDU), 
Stadtrat Manfred Viand als Gast 
(CDU), Christian Martz (SPD) und 
Christian Cloos (CDU).

Ortsvorsteherin in Steindorf ist Dunja Boch 
Die SPD ist stärkste Fraktion

Von links: Helmut Kräuter (CDU), Klaus Martin (FW), Ortsvorsteherin  
Dunja Boch (FW), Bernhard Noack (CDU), Steffen Wallbach (SPD), 
stellv. Schriftführer Rene Feth (SPD) , Schriftführerin Nina Boch (SPD),  
stellv. Ortsvorsteher Reiner Nokielski (SPD), Gudrun Kräuter (SPD),  
OB Manfred Wagner( SPD)

In der konstituierenden ersten Orts-
beiratssitzung am 04.05.2016 
wurde Dunja Boch (FW) einstimmig 
zur neuen Ortsvorsteherin gewählt.

Stellvertretender Ortsvorste­
her Reiner Nokielski (SPD) wur­
de ebenso einstimmig gewählt wie 

die Schriftführerin Nina Boch und 
der Stellvertreter Rene Feth (SPD).

Der Dank aller mit einem klei­
nen Präsent ging an Bernhard 
Noack (CDU) für dessen guter Ar­
beit als Ortsvorsteher in den letz­
ten zwei Legislaturperioden.
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Peter Pausch bleibt Ortsvorsteher in Nauborn 
OB Wagner bedankt sich bei den Mitgliedern des Ortsbeirates für die ehrenamtliche Tätigkeit zum Wohl der Nauborner Bürger

Ulrich Loh als Ortsvorsteher in Dutenhofen bestätigt
SPD wieder stärkste Fraktion im Ortsbeirat Dutenhofen

Oberbürgermeister Manfred Wagner (4. von links) mit den neuen Ortsbeiräten von Nauborn, von links nach 
rechts: Uwe Lang (CDU), Thekla Adamietz (CDU), Edmund Räther (SPD), Ortsvorsteher Peter Pausch (SPD), 
Hans-Werner Beck (SPD), Stellvertretende Ortsvorsteherin Renate Pfeiffer-Scherf (FW), Michael Hundertmark 
(CDU), Sandra Ihne-Köneke (SPD) und Dr. Wolfgang Bunk (FDP).

Ortsbeirat Dutenhofen nach der Kommunalwahl. 
Von links nach rechts: Bernd Müller (FW), Ulrich Loh (SPD) Ortsvorsteher, 
Dieter Agel (SPD), Thorsten Loh (SPD), Bernd Agel (FW), Björn Höbel 
(CDU), Andreas Altenheimer (CDU), OB Manfred Wagner (SPD).

Der neu gewählte Nauborner Orts-
beirat hat in seiner ersten Sitzung 
den bisherigen Ortsvorsteher Peter 
Pausch (SPD) mit großer Mehrheit 
wiedergewählt.

Er erhielt in geheimer Wahl bei ei­
ner Enthaltung sechs Ja­Stimmen 
und eine Nein­Stimme. 

Anschließend wählten die Mit­
glieder des Ortsbeirates Rena­
te Pfeiffer­Scherf (FW) einstimmig 
zur Stellvertretenden Ortsvorstehe­
rin. Die Wahlversammlung, bei der 
auch Oberbürgermeister Manfred 
Wagner (SPD) anwesend war, wur­
de zügig durchgeführt. Wagner und 
Pausch bedankten sich in ihren An­
sprachen bei allen ehemaligen und 
jetzigen Ortsbeiratsmitgliedern für 

Einstimmig wählte der Ortsbeirat  
Dutenhofen in seiner 1. Sitzung 
nach der Kommunalwahl erneut 
Ulrich Loh zum Ortsvorsteher. 

Seit 1979 hat er in ununterbroche­
ner Folge durch jeweils einstimmi­
ge Wahlen dieses Amt inne. 

Ulrich Loh bedankte sich für das 
ihm wieder entgegengebrachte Ver­
trauen. Er will die seitherige gute 
gemeinsame und sachbezogene Ar­

ihre ehrenamtliche Tätigkeit zum 
Wohle der Nauborner Mitbürger. 
Stellvertretend für Achim Neul und 
Jürgen Glaum (beide SPD­Ortsbei­
ratsmitglieder von 1997 bis 2016) 
und Stefan Beckmann (FW­Orts­
beirat von 2011 bis 2016) bedank­
te sich Oswald Kunz als dienstäl­
tester Parlamentarier für die gute 
Zusammenarbeit in den Gremien. 
Kunz war nahezu 50 Jahre in der 
Nauborner und Wetzlarer Kommu­
nalpolitik tätig. 

Am Ende der Versammlung wur­
de Amber Luitjens­Taylor in Ab­
wesenheit zur Schriftführerin des 
Nauborner Ortsbeirates einstim­
mig gewählt, ein(e) Stellvertre­
ter(in) soll in einer der nächsten 
Sitzungen bestimmt werden. 

beit im Ortsbeirat, mit der Interes­
sengemeinschaft Dutenhofen und 
der Vereinsgemeinschaft, auch in 
seiner letzten Amtsperiode fortset­
zen. 

Oberbürgermeister Manfred 
Wagner gratulierte Ulrich Loh zur 
Wiederwahl. Es schlossen sich 
Glückwünsche der Fraktionen, der 
Interessengemeinschaft und der 
Vereinsgemeinschaft an. 

Garbenheim bestätigt Waldemar Dross als Ortsvorsteher
Die SPD bleibt stärkste Fraktion im Ortsbeirat

Ortsbeirat Garbenheim -  
Bürgernähe im Vordergrund

Schon zum zweiten Mal haben 
die Garbenheimer Wähler bei 
der Kommunalwahl im vergan­
genen März den Kandidaten der 
SPD­Liste mit absoluter Mehrheit 
und deutlichem Stimmenzuwachs 
das Vertrauen ausgesprochen. Vier 
von insgesamt sieben Ortsbeirats­
mitgliedern sind über den Wahl­
vorschlag der Garbenheimer Sozi­
aldemokraten in das Gremium ge­
wählt worden.

„Dabei hat die Frage von Par­
teizugehörigkeit für die Arbeit im 
Ortsbeirat zu keinem Zeitpunkt 
eine Rolle gespielt“ betont Orts­
vorsteher Waldemar Droß. 

Nahezu alle Beschlüsse des Gre­
miums, auch Personalentschei­
dungen, seien in den vergange­
nen Jahren im Konsens, und somit 
einstimmig getroffen worden. Der 
Ortsbeirat habe sich daran zu ori­
entieren, was für den Stadtteil und 

Die SPD-Vertreter im Garbenheimer Ortsbeirat 2016
Von links: Ortsvorsteher Waldemar Dross, Ingeborg Koster, Anne Hartmann und Matthias Lenz

Die SPD-Mitglieder des Garbenheimer Ortsbeirates 2016
Von links: Ortsvorsteher Waldemar Dross, Ingeborg Koster, Anne Hartmann und Matthias Lenz

seine Bewohner von Belang sei. 
Er sehe sich ausschließlich als 

Interessenvertretung und Stimme 
der Bürger vor Ort. 

Die Aufgabe des Ortsbeirates sei, 
den Magistrat in Fragen, die den 
Ortsbezirk betreffen, zu beraten 
und Anregungen zu geben. Die ei­
gentlichen Entscheidungen wer­
den durch den Magistrat oder die 
Stadtverordnetenversammlung 
getroffen. So schreibt es die Hessi­
sche Gemeindeordnung vor. 

Für den Garbenheimer Ortsbei­
rat seien besonders Bürgernähe 
und Bürgerbeteiligung ein zentra­
ler Punkt, auf den man Wert lege.

So biete der auf Initiative der 
SPD schon nach der Kommunal­
wahl 2011 eingeführte regelmäßi­
ge Tagesordnungspunkt „Bürger­
fragestunde“ jedem Bürger des 
Stadtteils zu Beginn jeder Ortsbei­
ratssitzung die Möglichkeit, dem 
Gremium Fragen zu stellen und 
Anliegen ohne irgendwelche for­
male Hürden vorzutragen. 

Erst vor wenigen Wochen habe 
der Ortsbeirat auf seinen Vorschlag 
hin einstimmig beschlossen, Be­
suchern der Ortsbeiratssitzungen 
Rederecht auch zu den anderen 
Punkten der Tagesordnung einzu­
räumen. Besucher und Zuhörer 
können ab sofort in den Ortsbei­

ratssitzungen mit diskutieren und 
ihre Auffassung zu den aufgerufe­
nen Themen einbringen.

Ein weiteres wichtiges Element 
von Bürgerbeteiligung ist die Ein­
berufung einer Bürgerversamm­
lung, die auch als Teilbürger­
versammlung stadtteilbezogen 

durchgeführt werden kann. The­
men, die es im Zuge eines Dialoges 
zwischen Garbenheimer Bürgern 
und verantwortlichen hauptamtli­
chen Magistratsmitgliedern zu er­
örtern wären, gäbe es jedenfalls 
genug.
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Langjähriges Engagement in der Freiwilligen Feuerwehr gewürdigt
Bereitschaft gewürdigt, uneigennützig zu helfen – so wie es die Freiwilligen in den Feuerwehren tun

Im Rahmen des diesjährigen 
Ehrungsabends konnte Oberbür-
germeister Manfred Wagner (SPD) 
gemeinsam mit dem Vorsitzenden 
des Kreisfeuerwehrverbandes Wetz-
lar und des Verbandsjugendfeuer-
wehrwartes Rainer Jüngst 41 Mit-
glieder der Freiwilligen Feuerwehr 
Wetzlar für ihr langjähriges und 
herausragendes Engagement aus-
zeichnen. 

So wurden Wetzlarer Feuerwehr­
kameradinnen und Feuerwehrka­
meraden mit der Anerkennungs­
prämie des Landes Hessen, mit 
dem Brandschutzehrenzeichen 
des Landes und dem Brandschutz­
ehrenzeichen der Stadt Wetzlar, 
dem Ehrenkreuz des Deutschen 
Feuerwehrverbandes, der Flori­
ansmedaille der Hessischen Ju­
gendfeuerwehr und der Ehren­
nadel der Deutschen Jugendfeu­
erwehr ausgezeichnet. U. a. ver­
lieh Brandschutzdezernent Man­
fred Wagner auch das städtische 
Brandschutzehrenzeichen der 
Sonderstufe an seinen Amtsvor­
gänger Wolfram Dette.

 Manfred Wagner würdigte in sei­
ner Ansprache das vielfältige und 

engagierte Wirken der Einsatzkräf­
te. Zugleich sprach der Oberbür­
germeister den Dank der Stadtge­
sellschaft für die stete Einsatzbe­
reitschaft aus. An die Geehrten ge­
richtet sagte der Oberbürgermeis­
ter: „Goethe fragt in seinem Faust, 
was die Welt in ihrem Innersten 
wohl zusammenhält. Diese Frage 
wird für mich mit der Bereitschaft, 
uneigennützig zu helfen – so wie 

Oberbürgermeister Manfred Wagner (Bildmitte) mit den Geehrten der Freiwilligen Feuerwehr Wetzlar

Rechts: Auszeichnung von Wolfram 
Dette (links) durch OB Manfred 
Wagner (rechts)

Konstantin Heintel als Tile Kolup in der Opern-Uraufführung „Der Kaiser“ 2012 im Wetzlarer Dom

„Klangkörper“ im Rathaus
Vorschau auf eine Ausstellung: Ein Porträt des Wetzlarer Kammerorchesters – Fotografien von Bernd Deck

Fotografien machen keine Musik, 
aber sie können das Musikmachen 
dokumentieren und Lust darauf 
machen. 

So auch eine Ausstellung in der Ga­
lerie des neuen Rathauses Wetzlar. 
Vom 6. Oktober bis 13. November 
dort zu sehen: „Klangkörper – ein 
Porträt des Wetzlarer Kammeror­
chester in Fotografien von Bernd 
Deck“.

Das Wetzlarer Kammerorchester, 
1973 von Martin Knell gegründet, 
ist ein weit über Wetzlar hinaus be­
kanntes und renommiertes Ama­
teur­Orchester. Es leistet seinen 
Beitrag zum regionalen Kulturle­
ben u.a. mit regelmässigen Kon­
zerten in Wetzlar sowie Serenaden­
konzerten und Opernproduktio­
nen im nahe gelegenen Kloster Al­
tenberg.

Über vier Jahre hinweg hat der in 
Wetzlar lebende Journalist und Fo­
tograf Bernd Deck diesen „Klang­
körper“ mit seiner Kamera beob­
achtet. Er begleitete das WKO bei 
vielen Proben und Auftritten, so 
etwa dem „Friedenskonzert“ 2015. 
Das fand zum 70. Jahrestag des 
Kriegsendes und unter Mitwir­

kung von Gast­Musikern aus 17 
am Zweiten Weltkrieg beteiligten 
Nationen in der Wetzlarer Stadt­
halle statt.

Fotografisch festgehalten hat  
Bernd Deck auch einige Opern­ 
Produktionen des WKO: 2012 und 
zu Beginn des Hessentages die Ur­
aufführung der Schlemm­Oper 
„Der Kaiser“ im Wetzlarer Dom, 
2015 die „Fidelio“­ Inszenierung im 
Kloster Altenberg.

Bernd Deck, der schon mehr­
mals in der Domstadt ausstell­
te, hat sein fast 60 Bilder um­
fassendes „Porträt“ des WKO in 
Schwarzweiß­Aufnahmen gestal­
tet. Die Bilder sollen Konzentrati­
on und Hingabe der Musiker ver­
mitteln und auch deren Anspan­
nung und Spielfreude dokumen­
tieren.

Die Vernissage findet am Don­
nerstag, 6. Oktober 2016, 18 Uhr 
statt. 

Das Wetzlarer Kammerorchester 
wird für den musikalischen Rah­
men sorgen und dazu das „Klari­
nettenkonzert“ von Carl Maria von 
Weber mit der Solistin Elisabeth 
Böttcher aufführen.

es die Freiwilligen in den Feuer­
wehren tun – beantwortet.“  In sei­
nen Dank bezog Wagner die Part­
nerinnen und Partner der Auszu­
zeichnenden ebenso ein wie die 
Arbeitgeber, ohne deren Rückhalt 
es nicht möglich wäre, den Dienst 
in der Freiwilligen Feuerwehr aus­
zuüben und das zum Teil über vie­
le Jahrzehnte.

 „Mit großer Freude habe ich 

auch aufgenommen, dass der Feu­
erwehrverband unseren Ehrungs­
abend immer wieder als beispiel­
hafte Würdigung des Ehrenamtes 
bewertet“, stellte Manfred Wagner 
fest.

Das WKO 2013 bei seinem Jubiläumskonzert in der Wetzlarer Stadthalle



Jahrgang 8 | Ausgabe 3 | August 2016 AUS DER STADT 11

HSG Wetzlar gut vorbereitet in die 19.( ! ) Erstliga-Saison
Dutenhofener Eigengewächs Fabian Kraft fest im Erstligakader. „Ziel, für das ich hart gearbeitet habe, seit ich Handball spiele!“

Die Bundesliga-Handballer der 
HSG Wetzlar stehen vor dem Start 
in die neue Saison 2016/2017 in 
der DKB Handball-Bundesliga. 

 
Dies ist dann bereits die 19. 

Erstliga­Spielzeit der Grün­Wei­
ßen in Folge. Seit dem 18. Juli be­
reiten sich die Mittelhessen unter 
der Leitung von Trainer Kai Wand­
schneider auf die neuen Aufgaben 
in der „stärksten Liga der Welt“ vor, 
mit dabei ist auch der gebürtige 
Dutenhofener Fabian Kraft.

 Der 23­jährige gehört seit die­
ser Saison zum festen Stamm des 
Wetzlarer Bundesligakaders und 
wird gemeinsam mit Maximilian 
Holst die Linksaußen­Position be­
setzen. „Fabian hat bei der HSG 
Dutenhofen/Münchholzhausen 
alle Jugendmannschaften durch­
laufen, ebenso in der Hessenaus­
wahl“, verrät HSG­Geschäftsfüh­
rer Björn Seipp. „Trotzdem ist der 
Schritt aus dem Nachwuchsbe­
reich in die 1. Handball­Bundesli­
ga riesig. Das gelingt nur in abso­
luten Ausnahmefällen!“ 

Kraft, der mittlerweile ein Lehr­
amtsstudium erfolgreich abge­
schlossen hat, musste unter der 
Leitung der HSG Wetzlar einen 
notwendigen Umweg gehen und 
zwei Jahre Spielpraxis in der 3. 
Liga, bei TV Groß­Umstadt, sam­
meln. „Diese Lehrjahre haben ihm 

Fabian Kraft trifft im ersten Testspiel der HSG Wetzlar gegen Pohlheim in Asslar 
(Foto: www.sportfoto-vogler.de)

gut getan und er ist jetzt spielerisch 
und körperlich soweit, den Sprung 
in die Bundesliga schaffen zu kön­
nen“, weiß der Geschäftsführer.

 Kraft, dessen Vater Oliver auch 
bereits für die 1. Mannschaft der 
HSG spielte, hat einen Vertrag bis 
zum 30. Juni 2017 unterzeichnet. 
„Es ist toll, jetzt ein fester Bestand­
teil der Mannschaft zu sein. Das 
war immer mein Ziel, für das ich 
seitdem ich Handball spiele, hart 
gearbeitet habe. Ich habe große 
Lust auf die neuen Aufgaben, die 
auf mich zukommen werden und 
in die ich mich extrem reinkni­
en werde, denn in der 1. Liga be­
kommt man nichts geschenkt“, so 
der 23­jährige. Er ist also unter an­
derem nach Nikolai Weber, Kevin 
Schmidt, Christian Rompf oder Se­
bastian Weber der nächste gebür­
tige Mittelhesse, der bei der HSG 
Wetzlar die Chance bekommt, sich 
im deutschen Handball­Oberhaus 
zu beweisen.

OB Wagner (Mitte) übergab das neue Türschild an Sabine Kaiser-Martin 
vom Familienzentrum (2.v.r.). Mit dabei Vertreter des Jugendamtes und 
der örtlichen Kitas sowie Ortsvorsteher Karl-Heinz Schäfer (r.).

Familienzentren Hermannstein und Nauborn anerkannt
Bis zu 12.000 Euro pro Jahr fließen vom hessischen Sozialministerium, um vielfältige Leistungen für Familien anzubieten

130 vom Land geförderte Familien-
zentren gibt es bereits in Hessen. 
Jetzt gehört auch das Familienzen-
trum Hermannstein/Blasbach in 
Wetzlar dazu. 

Oberbürgermeister Manfred Wag­
ner (SPD) konnte am Donnerstag 
(30. Juni) das offizielle Eingangs­
schild übergeben, das die Einrich­
tung in der Blasbacher Straße 12 in 
Hermannstein auszeichnet. Bis zu 
12.000 Euro pro Jahr fließen vom 
hessischen Sozialministerium, um 
vielfältige Leistungen für Famili­
en anzubieten. In Wetzlar sind die 
Familienzentren in das Konzept 

„Frühe Hilfen“ eingebunden.
„Familienzentren bieten un­

kompliziert und niedrigschwel­
lig Unterstützung, Beratung und 
Bildungsangebote, Möglichkeiten 
zum ungezwungenen Austausch 
und gegenseitigen Kennenlernen 
für alle Familien und für alle Gene­
rationen“, heißt es vonseiten des 
Sozialministeriums. In Hermann­
stein stehen dafür Angebote für 
alle Bürger wie Elterncafé, Frauen­
frühstück, Babymassage, Krabbel­
gruppe und Sportaktivitäten. Seit  
2010 werden in Hermannstein/
Blasbach bereits Willkommensbe­
suche bei Neugeborenen durchge­

führt. Frisch gebackene Eltern wer­
den von der örtlichen Koordina­
torin, Sabine Kaiser­Martin, nach 
der Geburt ihres Kindes mit einem 
Willkommenspaket besucht. 

Es beinhaltet Informationen für 
junge Eltern zur Entwicklung ih­
res Babys, zu Angeboten im Stadt­
teil und Beratungsmöglichkeiten 
rund um Erziehung und Förderung 
in Wetzlar. Dazu wird das „große 
Buch der Wörter“ überreicht, das 
von der Bürgerstiftung Wetzlar ge­
spendet wurde. Das Familienzent­
rum arbeitet eng mit den drei Kitas 
in Hermannstein und Blasbach zu­
sammen. OB Wagner sagte, Famili­
enzentren seien ein wichtiger Bau­
stein, um Kindern von Anfang an 
die Chance auf ein gutes Aufwach­
sen zu geben. Er dankte der Dia­
konie Lahn­Dill, die als Träger des 
Zentrums fungiert.

Frau Kaiser­Martin steht von 
Montag bis Freitag (außer Mitt­
woch)  in der Zeit von 9 bis 13 
Uhr auch für die Beratung junger 
Eltern und Alleinerziehender in ei­
nem eigens dafür eingerichteten 
Büro in der Stadtverwaltung Her­
mannstein, Blasbacher Str. 12,   zur 
Verfügung.

Bisher gab es drei vom Land 
Hessen geförderte Familienzent­
ren in der Stadt Wetzlar: Nieder­
girmes (Fröbelstraße), Westend 
(Horst­Scheibert­Straße) und das 
Zentrum der Lebenshilfe in der 
Röntgenstraße. 2016 kommen Her­
mannstein und Nauborn hinzu.

Als fünftes Familienzentrum in 
Wetzlar ist das „Kinderland Nau-
born“  vom Land Hessen anerkannt 
worden. 

OB Manfred Wagner (SPD) über­
brachte das Eingangsschild des 
Landes, das die Einrichtung im 
Stadtteil Nauborn als gefördertes 
Zentrum mit einem vielfältigen, ge­
nerationenübergreifenden Angebot 
für Familien ausweist. 

Wagner sagte, das Kinderland 
sei eine weitere Perle in einer Kette 
von Einrichtungen, die 2012 durch 
einen einstimmigen Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung ins 

Foto: OB Wagner (2.v.l.) übergab die Schilder im Beisein von Ortsvorsteher 
Peter Pausch (r.) und Mitarbeitern des Jugendamtes an Fachkraft Miriam 
Bödeker-Koch (4.v.l.) und Kita-Leiterin Doris Lüdeke (4.v.r.).

Leben gerufen worden seien. In­
zwischen würden beispielsweise 
bereits 65 Prozent aller Neugebo­
renen in Wetzlar von Familienzen­
tren aus mit Willkommensbesu­
chen erreicht. Diese Besuche wer­
den seit dem 1. März auch in Nau­
born durchgeführt. Weiterhin wer­
den das „Kinderland­Cafè“, eine 
Familienbücherei, Sprachkurse 
für Mütter, Familien­ und Erzie­
hungsberatung, Spielgruppen und 
Kunstprojekte angeboten. Fach­
kraft Miriam Bödeker­Koch bie­
tet montags von 11 bis 14 Uhr eine 
offene Beratung für Eltern und Al­
leinerziehende an.

Name: Fabian Kraft
Position: Linksaußen
Trikotnummer: 24
Geburtstag: 30.01.1993
Bei der HSG Wetzlar seit:   
 01.07.1999
Vertrag bis: 30.06.2017
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Die aktuelle Diskussion um Wetzlars Finanzen – 
häufig gestellte Fragen und Antworten
Wetzlar entwickelt sich dynamisch. 
Viele Jahre auf Lösungen wartende 
Problemfelder konnten in Angriff 
genommen werden. 

Bahnhofstraße, Abriss ehemaliges 
Kaufhaus „Mauricius“, Neugestal­
tung des Lahnhofes, Neuordnung 
im Bereich des Stadthauses am 
Dom, Gewerbebetriebe erweitern 
oder siedeln sich neu an wie der 
Leitzpark III und Ikea, staatliche 
Fördergelder konnten erschlossen 
werden wie zum Beispiel die Auf­
nahme des Quartiers Dalheim/Al­
tenberger Straße in das Programm 
„Soziale Stadt“. 
Und dennoch hat Wetzlar eine sehr 
schwierige Haushaltslage zu be­
wältigen. 
Dies führt in diesen Tagen zu häu­
fig gestellten Fragen, auf die wir in­
teressierten Lesern Antworten ge­
ben wollen.

Wie kommt es, dass im Haushalts-
jahr 2016 ein Fehlbedarf von 8,76 
Millionen Euro entstanden ist?
Dieser Effekt ist nicht erst zum 
Haushaltsjahr 2016 entstanden. 
Wetzlar ist unter den hessischen 
Sonderstatusstädten (Städte über 
50.000 Einwohner) die Stadt mit 
der traditionell schlechtesten Er­
tragskraft. 
Wetzlar konnte zum Haushaltsjahr 
2008 einen ausgeglichenen Haus­
halt vorlegen. Es folgten unaus­
geglichene Jahresabschlüsse und 
Rechnungsergebnisse.
Zum Haushaltsjahr 2015 konnte 
erstmals wieder ein ausgegliche­
ner Etat (+ 80,5 TEuro) vom Stadt­
parlament beschlossen werden. 
Die mittelfristige Finanzplanung 
prognostizierte auch für die Haus­
haltsjahre 2016 bis 2018 jeweils 
Überschüsse im Ergebnishaushalt. 
Allerdings veränderte sich die Lage 
im Laufe des Jahres 2015 durch den 
erheblichen Einbruch beim Auf­
kommen der Gewerbesteuer. 

Mit welchem Gewerbesteuerauf-
kommen rechnete die Stadt, wie 
ist die tatsächliche Situation?
Ging die Stadt im Jahr 2015 zu­
nächst von einem Steueraufkom­
men von 33,5 Millionen Euro aus, 
so musste der langjährige Ober­
bürgermeister und Kämmerer 
Wolfram Dette kurz vor seinem 
Ausscheiden aus dem Amt im No­
vember 2015 einen Nachtrags­
haushalt vorlegen, mit dem er den 
Gremien vorschlug, das Gewerbe­
steueraufkommen auf 25,5 Millio­
nen Euro zu korrigieren.
Bei den Haushaltsberatungen für 
2016 war von einem Steuerauf­
kommen in Höhe von 25 Millio­
nen Euro auszugehen. Alleine die­
ser Steuereinbruch wäre für sich 
genommen bereits im Stande, die 
aktuelle finanzwirtschaftliche Lage 
der Stadt zu erklären.

Allenthalben hört man, dass die 
Steuerquellen sprudeln, warum 
nimmt Wetzlar an dieser Entwick-
lung bisher nicht teil?
In Wetzlar haben sich dankens­
werterweise in den zurückliegen­
den Jahren viele Firmen nieder­
gelassen oder ihre Betriebsstätten 
erweitert. Dies schafft und sichert 
Arbeitsplätze und bringt Kaufkraft 
in die Stadt. Doch führt es auch 
dazu, dass die Gewerbesteuerba­
sis durch Abschreibungen redu­
ziert wird. 

Ferner haben erfolgreiche Unter­
nehmen in Wetzlar ihren Sitz, die 
zu international agierenden Unter­
nehmen gehören, die von den Ge­
staltungsmöglichkeiten des Steu­
errechts Gebrauch machen und in 
einzelnen Fällen nicht am Stand­
ort Wetzlar zur Gewerbesteuer he­
rangezogen werden können.
Zudem ist Wetzlar traditionell von 
der Stahlindustrie geprägt. Insbe­
sondere durch Billigimporte aus 
Asien ist der deutsche und der eu­
ropäische Stahlmarkt massiv un­
ter Druck. Dies wirkt sich überaus 
nachteilig für die Stadt bei dieser 
Ertragsquelle aus.

Der Kommunale Finanzausgleich 
wurde neu gestaltet und die hessi-
sche Landesregierung berichtete, 
dass sich nahezu alle hessischen 
Kommunen besser stellen wür-
den als nach der alten Rechtsla-
ge. Das trifft doch auch für Wetz-
lar zu, oder?
Ja, bei isolierter Betrachtung der 
vertikalen Finanzbeziehungen 
zwischen dem Land Hessen und 
der Stadt trifft dies zu. 
Die sogenannten Schlüsselzu­
weisungen, die der Stadt im Jahr 
2016 vom Land zugewiesen wer­
den, steigen zwar um 4,3 Millionen 
Euro gegenüber dem Vorjahr auf 
nunmehr 25,4 Millionen Euro an, 
doch ist das nur eine Seite der Me­
daille. Der kommunale Finanzaus­
gleich berücksichtigt auch die Um­
lageverpflichtungen der Stadt ge­
genüber dem Landkreis Lahn­Dill.
Mit der Neuregelung des Finanz­
ausgleichs hat das Land auch 
die Hebesätze der Kreis­ und der 
Schulumlage, also der Zahlungen 
der Stadt an den Landkreis Lahn­
Dill festgesetzt.
Und damit stiegen die Umlage­
verpflichtungen im Haushaltsjahr 
2016 um 6,3 Millionen Euro auf 
jetzt 28,4 Millionen Euro. 
Unterm Strich führten die Finan­
zausgleichsbeziehungen zu einer 
Verschlechterung von 2 Millionen 
Euro, die den Haushalt 2016 eben­
falls belastet.

Wie werden Fehlbeträge, die 
durch unausgeglichene Haushal-
te entstehen, gedeckt?
Wenn die Erträge nicht ausrei­
chen, um die Aufwendungen zu de­
cken, dann muss sich die Kommu­
ne über Kassenkredite finanzieren. 
Das vom Gesetzgeber als kurzfristi­
ge Liquiditätshilfe gedachte Instru­
ment des Kassenkredits hat sich an­
gesichts der nicht auskömmlichen 
kommunalen Finanzausstattung 
vielerorts zum Standard der ergän­
zenden Finanzierung entwickelt. 
Wetzlar musste zur Finanzierung 
seiner Fehlbeträge inzwischen 
Kassenkredite mit einem Volumen 
von mehr als 58 Millionen Euro 
aufnehmen. Angesichts von Kas­
senkreditzinsen, die sich bei einem 
Zinssatz von unter 1% eingepegelt 
haben, mag ein Kreditbestand in 
dieser Höhe auf den ersten Blick 
als handhabbar eingestuft werden, 
doch würde jede Zins erhöhung 
den städtischen Haushalt weiter 
unter Druck bringen.
Daher muss in der Gegenwart ge­
handelt und die Verschuldung ins­
besondere im Bereich der kurzfris­
tigen Kreditverpflichtungen zu­
rückgeführt werden, damit wir die 
Lasten nicht auf künftige Generati­
onen überantworten.

Welche Vorgaben gab es vom Land 
zur Haushaltskonsolidierung?
Das Land Hessen unterstellt, dass 
jede hessische Kommune ab dem 
Jahre 2017 einen ausgeglichenen 
Ergebnishaushalt vorweisen kann. 
Nur in besonderen Ausnahmefäl­
len toleriert das Land einen Haus­
haltsausgleich nach 2017. Um die­
ses Ziel zu erreichen, gibt das Land 
den Kommunen sogenannte Ab­
baupfade vor. Dieser besagt, dass 
je nach Lage der Kommune min­
destens 40 bis 75 Euro pro Jahr und 
Einwohner einzusparen sind. 
Konkret für Wetzlar wurde ein Ab­
baubetrag von 72,43 Euro pro Ein­
wohner vorgegeben. Da der städ­
tische Haushalt bereits einen Ab­
baupfad von 42,37 Euro für 2016 
eingeplant hatte, war noch die Dif­
ferenz von rd. 30 Euro pro Einwoh­
ner zu erbringen. Multipliziert mit 
den 51.574 Einwohnern der Stadt 
waren dies rd. 1,55 Millionen Euro, 
die für das Haushaltsjahr 2016 an 
zusätzlichen Einsparungen erfor­
derlich wurden. Welche konkreten 
Maßnahmen in Angriff genommen 
werden, ist eigenverantwortlich 
von der Kommune zu entscheiden. 
Daraufhin hat die Stadtverordne­
tenversammlung auf Vorschlag des 
Magistrats entschieden, im Falle 
einer Haushaltsgenehmigung na­
hezu alle Aufwandspositionen mit 
einer haushaltswirtschaftlichen 
Sperre im Umfange von 10% zu be­
legen.

Warum ist Wetzlar 2012 nicht un-
ter den Rettungsschirm des Lan-
des Hessen „geschlüpft“?
Die Kriterien, unter welchen Vor­
aussetzungen Städte, Gemeinden 
und Landkreise Mittel des Landes 
Hessen zur Entschuldung bei Kas­
senkrediten in Anspruch nehmen 
konnten, wurden durch das Land 
Hessen vorgegeben. Kriterien wa­
ren zum einen die Höhe der ne­
gativen Ergebnisse des Ergebnis­
haushaltes der Jahre 2005 bis 2009 
und ein Kassenkreditvolumen in 
Höhe von mindestens 470 Euro 
pro Einwohner als Durchschnitt 
der Jahre 2009 und 2010. 
Wetzlar hatte in den Jahren 2005 
bis 2008 noch ausgeglichene Haus­
halte. Erst 2009 schlug die Wirt­
schafts­ und Finanzkrise durch. 
Das durchschnittliche negative Er­
gebnis der Jahre 2005 bis 2009 lag 
aber unter den Festlegungen des 
Landes. Im zweiten Kriterium der 
durchschnittlichen Kassenkredi­
te der Jahre 2009/2010 lag Wetzlar 
mit 306 Euro pro Einwohner da­
mals noch deutlich unter den Fest­
legungen des Landes von 470 Euro 
pro Einwohner. Die Stadt Wetz­
lar wurde daher vom Land Hes­
sen nicht als schutzschirmbedürf­
tig identifiziert und konnte so kei­
ne Entschuldungsmittel erhalten.

Warum werden keine Investitio-
nen verschoben, um das Defizit 
zu vermindern?
Das öffentliche Haushaltsrecht un­
terscheidet zwischen einem Er­
gebnishaushalt, der die laufenden 
Erträge und Aufwendungen (u. a. 
Steuereinnahmen, Gebührenein­
nahmen, Personalaufwendungen, 
Sachaufwendungen, Abschreibun­
gen, Kreis­ und Schulumlage) ent­
hält und einem Finanzhaushalt, in 
dem die Vermögensveränderun­
gen (u. a. Investitionen, Kreditauf­
nahmen und ­tilgungen) darge­

stellt werden. 
Da die Einsparungen ausnahmslos 
im Ergebnishaushalt nachgewie­
sen werden müssen, wirkt sich ein 
Verzicht auf Investitionen, die im 
Finanzhaushalt dargestellt sind, 
nicht unmittelbar auf den Ergeb­
nishaushalt aus. Der Verzicht auf 
eine Investition entlastet daher 
den Ergebnishaushalt grundsätz­
lich nicht.

Es gibt immer wieder Befürch-
tungen, die Stadt würde die soge-
nannten freiwilligen Leistungen 
massiv eindämmen und damit 
Sport, Kultur, soziales Engage-
ment und insbesondere das Eh-
renamt massiv beschneiden. Wie 
sieht dies der Magistrat?
Der Lebenswert der Stadt und das 
Lebensgefühl der Menschen, die in 
Wetzlar leben oder die unsere Stadt 
besuchen, wird ganz maßgeblich 
durch ein großartiges ehrenamtli­
ches Engagement und einem bun­
ten und vielfältigen Strauß mit 
sportlichen, kulturellen und sozia­
len Angeboten getragen. Die Stadt 
spannt hier einen Rahmen, den sie 
grundsätzlich bei allen haushalts­
wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
auch weiterhin gewährleisten will. 
Es geht dabei um die Verlässlich­
keit für viele Vereine und Verbände.
Alleine durch den Verzicht – der 
überhaupt nicht gewollt ist – auf 
die von der Aufsichtsbehörde der 
Stadt mit der Haushaltsgenehmi­
gung 2015 auf den Betrag von rund 
3,54 Millionen Euro festgeschrie­
benen sogenannten „freiwilligen 
Leistungen“ könnte aktuell der 
Ausgleich des Etats nicht erreicht 
werden.

Welche Produktbereiche schlagen 
sich besonders im derzeitigen Er-
gebnis nieder?
Zu nennen ist der Produktbereich 
Soziale Sicherung, der mit einem 
Zuschussbedarf in Höhe von rund 
23,3 Millionen Euro ausgewiesen 
ist. Ganz wesentlich handelt es 
sich um Pflichtleistungen, die von 
der Stadt als örtlicher Träger der 
Jugendhilfe erbracht werden müs­
sen. 
Trotz des in der gesamten Bundes­
republik anwachsenden Jugend­
hilfebedarfs steigen in Wetzlar die 
Aufwendungen nicht zuletzt dank 
der Präventionsmaßnahmen un­
terdurchschnittlich an.
 Alleine für die Kindertagesstätten 
in der Stadt (14 städtische und 16 
maßgeblich von der Stadt finan­
zierte Einrichtungen in der Trä­
gerschaft von Kirchen, Verbän­
den und Elternvereinen) sind nach 
Abzug der Elternbeiträge und der 
Leistungen des Landes (KiFöG) 
von der Stadt rund 11,2 Millionen 
Euro zu finanzieren. 

Die Personalaufwendungen sind 
neben dem Produktbereich „Sozi-
ale Sicherung“ ein ganz wesentli-
cher Posten. Kann die Stadt nicht 
auch durch den Abbau von Stellen 
Gelder einsparen? 
Unsere Prozesse und Abläufe prü­
fen wir regelhaft. So ist im Falle ei­
ner Stellenvakanz eine Stellenbe­
setzungssperre einzuhalten und 
es wird die Notwendigkeit der Wie­
derbesetzung der Stelle intensiv 
geprüft. Das hat auch in der Ver­
gangenheit zum Abbau von Stellen 
im Rathaus geführt. 
Bevor zum Beispiel Rechtsansprü­

che auf einen KiTa­Platz für die 
über Dreijährigen und später die 
unter Dreijährigen durch den Ge­
setzgeber festgelegt wurden, führ­
te die Stadt in ihren 14 eigenen 
Kindertagesstätten annähernd 100 
Stellen für Erzieherinnen und Er­
zieher. 
Heute bedarf es zur Erfüllung die­
ser gesellschaftspolitisch wichti­
gen Aufgaben rund 143 Vollzeit­
stellen. Jedoch ist der Stellenplan 
„nur“ um rund 11,5 Stellen ausge­
weitet worden. Daraus folgt, dass 
im Laufe der Zeit bei keineswegs 
verringertem Aufgabenbestand die 
übrigen Stellen (mehr als 30) durch 
Umschichtungen erwirtschaftet 
wurden.
Wir müssen und werden aber da­
rüber entscheiden, ob und mit 
welchen Standards wir künftig die 
städtischen Dienstleistungen er­
bringen wollen. Denn jede Unter­
deckung in einzelnen Produktbe­
reichen ist über die Grundsteuer B 
am Ende zu finanzieren. Das ist die 
Vorgabe der Landesregierung. 

Wie will die Stadt das Problem in 
den Griff bekommen?
Wie gesagt: Wir werden Standards 
und Strukturen, die im Laufe der 
Jahrzehnte aufgebaut worden sind, 
auf den Prüfstand stellen und die 
damit verbundenen Wirkungen, 
aber auch die wirtschaftlichen Ef­
fekte transparent darstellen, um 
verantwortungsvolle Entscheidun­
gen treffen zu können. Das zieht 
sich durch alle Aufgabenbereiche.
Ferner werden wir nicht umhin 
kommen, Gebührenhaushalte 
ausgeglichen zu gestalten und die 
Grundsteuer B zu erhöhen. 
In diesem Bewusstsein hat das 
Stadtparlament die Anhebung der 
Grundsteuer für bebaute und be­
baubare Flächen im kommenden 
Jahr auf 590 Hebesatzpunkte vor­
gesehen.
Anhebungen auf der einen und 
Aufwandskürzungen auf der ande­
ren Seite sowie die berechtige Er­
wartung, dass sich das Gewerbe­
steueraufkommen wieder erhö­
hen wird, veranlassen zu der Ein­
schätzung, den Haushalt 2017 und 
in den folgenden Jahren nicht nur 
ausgleichen, sondern mit Über­
schüssen abschließen zu können.
Diese Überschüsse braucht die 
Stadt, um Kassenkredite zu tilgen 
oder dringend erforderliche Infra­
strukturinvestitionen, die in den 
zurückliegenden Jahrzehnten auf­
geschoben wurden, zu tätigen.

Welchen Gegenwert in Euro und 
Cent hat ein Hebesatzpunkt der 
Grundsteuer B?
Ein Hebesatzpunkt bei der Grund­
steuer B entspricht rund 20.295 
Euro. Das heißt nur zum besseren 
Verständnis, dass das Defizit im 
Bereich der Bäder (im laufenden 
Jahr 1,55 Millionen Euro) einen 
Gegenwert hat von über 76 Pro­
zentpunkten bei der Grundsteuer 
B. Die Unterdeckung bei den Mu­
seen und Sammlungen entspricht 
annähernd 52 Hebesatzpunkten, 
die Unterdeckung bei den Kinder­
tagesstätten übersteigt gar das ge­
samte Aufkommen der Grundsteu­
er B in Wetzlar.
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Das Bundesteilhabegesetz: Mehr möglich machen! 
Ziel ist es, die Lebenssituation von Menschen mit Behinderung zu verbessern

RP genehmigt 
städtischen Haushalt  
für das Jahr 2016
Vereine und Verbände haben Planungssicherheit

Die Türkei nicht aufgeben
Jegliche Gesprächskanäle nutzen und erhalten

Der versuchte Militärputsch in der 
Türkei überraschte und erschütterte 
ganz Europa. 

Ein deutliches und richtiges Echo 
war in den ersten Tagen nach dem 
Putschversuch weltweit zu verneh­
men: Ein gewaltsamer Umsturz ist 
weit von dem entfernt, was wir als 
Demokratie ansehen. Das bruta­
le Vorgehen des Militärs gegen Zi­
vilisten und das Parlament seitens 
der Putschisten ist zu verurteilen 
und erfordert eine politische und 
strafrechtliche Aufarbeitung. Doch 
bei allem Verständnis für eine ent­
sprechend schnelle Aufarbeitung 
der Geschehnisse muss hierbei der 
rechtstaatliche Rahmen gewahrt 
werden. Denn die Wahrung des 
Rechtstaates ist ein wesentliches 
Element einer demokratischen Ge­
sellschaft.

Das Vorgehen seitens der Re­
gierung nach dem gescheiterten 
Putsch vermittelt den Eindruck ei­
nes totalitären Regimes. Tausende 
Menschen wurden verhaftet oder 
aus dem Staatsdienst entfernt. 
Nicht nur Angehörige des Mili­
tärs, sondern auch Staatsdiener, 
die auf den ersten Blick nicht ak­
tiv an dem Umsturz mitgewirkt ha­
ben können wie z.B. Lehrer, Staats­
anwälte und Richter. Die im Zuge 
der Aufarbeitung geforderte Wie­
dereinführung der Todesstrafe ver­
deutlicht zusätzlich das unverhält­
nismäßige Vorgehen. Dies ist aber 
nur ein weiterer, wenn auch gro­
ßer, Schritt der Türkei weg von ei­
nem Rechtsstaat. So wurde schon 
vor diesen Ereignissen 50 Abgeord­
neten der pro­kurdischen HDP die 
Immunität aberkannt. Die Macht 

Im kommenden Herbst beraten wir 
mit dem Bundesteilhabegesetz eine 
der größten sozialpolitischen Refor-
men der letzten Jahre. 
Ziel ist es, die Lebenssituation von 
Menschen mit Behinderung zu 
verbessern und so einen weiteren 
wichtigen Schritt auf dem Weg zu 
einer inklusiven Gesellschaft zu 
gehen.

Durch das Bundesteilhabegesetz 
unterstützen wir Menschen mit 
Behinderung und deren Angehö­
rige auf unterschiedlichen Ebenen:

Wir erkennen Leistung an: Men­
schen mit Behinderungen, die Leis­
tungen zur Teilnahme am sozia­
len Leben und zur Arbeit beziehen, 
können nun deutlich mehr Ein­
kommen behalten und sparen. Ak­
tuell werden Einkünfte bei der Ein­
gliederungshilfe oberhalb des indi­
viduellen Freibetrages abgezogen. 

Bereits ab 2017 werden wir die 
Freibeträge um 260 Euro pro Per­
sonen erhöhen. Ab 2020 wird das 
bisherige Verfahren durch ein neu­
es System ersetzt. Dies führt dazu, 
dass z.B. Menschen mit einem Jah­
reseinkommen von ca. 30.000 Euro 
300 Euro monatlich mehr haben. 
Mit einer zusätzlichen Barvermö­
gensgrenze von 50.000 Euro und 
dem Wegfall der Anrechnung des 
Partnereinkommens/vermögens 
führen wir Menschen mit Behin­
derung aus der Sozialhilfe raus.

Seit einigen Tagen liegt die Haus-
haltsgenehmigung für das Jahr 
2016 vor. 

Damit hat die Aufsichtsbehörde 
der Dom­ und Goethestadt, die 
aufgrund des Einbruches bei dem 
Gewerbesteueraufkommen ei­
nen Ertragsrückgang gegenüber 
dem zunächst für 2015 unterstell­
ten Aufkommen von rund 8,5 Mil­
lionen Euro prognostizieren muss 
(Rückgang auf 25 Millionen Euro), 
nun doch noch grünes Licht ge­
geben. Damit entfällt die vorläu­
fige Haushaltsführung und auch 
die sogenannten freiwilligen Leis­
tungen können – wenn auch um 
10%  abgesenkt – ausgeschüttet 
werden. Damit haben die Vereine 
und Verbände – gerade in den Be­
reichen Sport, Kultur, Soziales – 
nunmehr Planungssicherheit.

Wie Oberbürgermeister Man­
fred Wagner (SPD) erklärte, war 
dies keineswegs einfach. Zum ei­
nen kann man nicht ohne weiteres 
bei einem unveränderten Aufga­
benbestand einen Ertragsausfall in 
dieser Größenordnung kompen­
sieren und zum anderen galt es, 
der Aufsichtsbehörde Wege aufzu­
zeigen, wie die Stadt möglichst im 
Jahr 2017, spätestens aber 2018 ein 
in Ertrag und Aufwand ausgegli­
chenes Zahlenwerk vorlegen kann.

 Wir haben uns, so der OB, für 
einen harten Schnitt und das 
Ziel, nun im Jahr 2017 den Aus­
gleich darzustellen, entschieden. 

des Präsidenten wurde immer wei­
ter ausgebaut. Dabei hatte das tür­
kische Volk eigentlich mit der letz­
ten Parlamentswahl 2015 einer 
Präsidialdemokratie eine klare Ab­
sage erteilt. Vergessen sind auch 
nicht die Proteste um den Istan­
buler Gezi­Park im Jahre 2013, die 
blutig niedergeschlagen wurden 
und die massiven Einschränkun­
gen und Verfolgungen, denen sich 
Oppositionelle und Journalisten 
seit Jahren ausgesetzt sehen. 

Die EU und damit auch Deutsch­
land befinden sich in keiner einfa­
chen Situation. Die Türkei ist ein 
wichtiger Partner; in der Asyl­ und 
Flüchtlingspolitik sowie als Partner 
innerhalb der NATO. Daher gilt es, 
jegliche Gesprächskanäle zu nut­
zen und zu erhalten – aber dies be­
deutet nicht, dass Kritik ausbleibt 
und man erpressbar ist. Wie vie­
le Beziehungen zeichnet sich eine 
politische Partnerschaft dadurch 
aus, dass man Kritik verträgt und 
ernst nimmt. Wer Teil der Europäi­
schen Union werden möchte, muss 
Menschenrechte, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit wahren.

Der Gesprächsfaden mit der 
Türkei darf deshalb nicht verloren 
gehen. Hierfür ist aber auch von 
politischer Seite ein langer und 
intensiver Austausch notwendig, 
der klare Kritik nicht aussparen 
darf. Ein Austausch, der mit Euro­
pa und einem großem Teil der tür­
kischen Zivilgesellschaft bereits 
seit mehreren Jahrzehnten funkti­
oniert. Hierfür sprechen die Viel­
zahl deutsch­türkischer Famili­
en, gemeinsame Kulturprojekte 
und die Kooperationen im schuli­
schen und universitären Bereich. 

Udo Bullmann ist Vorsitzen-
der der SPD-Europaabgeordne-
ten. Der Finanzmarkt­ und Wirt­
schaftsexperte gehört seit 1999 
dem Europäischen Parlament 
an.

Dagmar Schmidt ist seit 2013 
Mitglied im Deutschen Bundes-
tag. Dort ist sie im Ausschuss für 
Arbeit und Soziales und stellver­
tretendes Mitglied im Petitions­
ausschuss und im Auswärtigen 
Ausschuss. Sie ist zudem Vor­
sitzende der Deutsch­Chinesi­
schen Parlamentariergruppe. 
Im Dezember 2015 wurde sie zum 
zweiten Mal in Folge in den Bun­
desvorstand der SPD gewählt, wo 
sie sich ebenfalls hauptsächlich 
mit dem Themenbereich Arbeit 
und Soziales beschäftigt.

Wir müssen auf die bisherigen ge­
meinsamen Erfolge verweisen 
und deutlich machen, dass gera­
de die Erfolgsgeschichte der Euro­
päischen Union ein Erfolg der De­
mokratie und des Rechtsstaates ist. 
Auch wenn eine Vollmitgliedschaft 
vor dem Hintergrund der Entwick­
lungen in weite Ferne gerückt ist, 
so gilt es daran zu erinnern, dass 
ein gemeinsamer Weg für Demo­
kratie am Ende aus europäischer 
Sicht der erfolgreiche sein wird. 

Wir dürfen die Türkei nicht auf­
geben. Und das nicht wegen mate­
rieller oder selbst geostrategischer 
Interessen. Und schon gar nicht 
wegen Erdogan. Sondern wegen 
den Abertausenden, ja Millionen 
von wundervollen Menschen in 
diesem Vielvölkerstaat, die an Frei­
heit und Demokratie glauben, ihre 
Zukunft in die eigenen Hände neh­
men und jetzt inständig hoffen, 
dass wir sie nicht alleine lassen. 

Wir vereinfachen das Antrags­
verfahren: Künftig reicht ein An­
trag bei einem Träger aus, um alle 
benötigten Leistungen, wie z.B. für 
die berufliche Rehabilitation von 
der Deutschen Rentenversicherung 
oder Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation von der Krankenkas­
se zu erhalten. Der erste Träger ist 
dafür verantwortlich, dass alle wei­
teren Leistungen beantragt und 
durchgeführt werden. Mit dem ver­
einfachten Antragsverfahren ent­
lasten wir alle Beteiligten.

Wir unterstützen die beteiligten 
Personen durch eine ergänzende 
unabhängige Beratung. Mit denen 

vom Bund in Höhe von 58 Mio Euro 
geförderten Beratungsstellen wer­
den Personen mit Behinderung und 
ihre Angehörigen größtenteils von 
Personen mit Behinderung beraten. 

Wir schaffen Klarheit: Die Leis­
tungen der Eingliederungshilfe 
werden zum ersten Mal in einem 
Leistungskatalog konkretisiert und 
gebündelt. Die Begleitung durch 
Eltern oder eine externe Fachkraft 
in der Weiterbildung und im Stu­
dium werden erstmalig ausdrück­
lich geregelt. Mit dem „Budget für 
Arbeit“, das einen Lohnkostenzu­
schuss von bis 75 Prozent und Wei­
terbildungsmöglichkeiten bein­

haltet, erleichtern wir den Über­
gang in den ersten Arbeitsmarkt 
für Personen, die aktuell in Werk­
stätten arbeiten. 

Wir stärken die Mitsprache: Die 
Vertretungsrechte für Schwerbe­
hindertenvertretungen und Werk­
statträte werden durch Fortbil­
dungsmöglichkeiten und mehr Be­
teiligungsrechte gestärkt. 

Wir schaffen passgenaue Lösun­
gen: Die Eingliederungshilfe wird 
zukünftig nicht mehr an einer be­
stimmten Wohnform, sondern aus­
schließlich am individuellen Be­
darf ausgerichtet. Hierdurch wird 
echte Wahlfreiheit z.B. bei der ge­
wünschten Unterkunft ermöglicht. 

Insgesamt investiert der Bund 
ab 2020 ca. 700 Millionen jähr­
lich für eine verbesserte Integra­
tion von Menschen mit Behinde­
rung. Gleichzeitig entlasten wir die 
Kommunen, da Grundsicherungs­ 
und Eingliederungsleistungen in 
Zukunft teilweise vom Bund über­
nommen werden.

Menschen mit Behinderung 
und ihre Verbände haben in zahl­
reichen Sitzungen an diesem Ge­
setzentwurf tatkräftig mitgewirkt. 
Nicht alle Wünsche und Forderun­
gen der Verbände konnten schon 
in diesem Entwurf berücksichtigt 
werden. Wir werden in den kom­
menden Verhandlungen alles dar­
an setzen, unserem Koalitionspart­

Der Übergang in den ersten Arbeitsmarkt für Personen, die aktuell in Werkstätten 
arbeiten, soll erleichtert werden.

Zum einen erwartet Wagner wie­
der ein leichtes Aufwachsen des 
Gewerbesteueraufkommens auf 
rund 28 Millionen Euro im laufen­
den Jahr mit entsprechender Ten­
denz für 2017. Zum anderen sind 
die von der Stadtverordnetenver­
sammlung im Zuge des vor eini­
gen Wochen herbeigeführten Er­
gänzungsbeschlusses zum Haus­
haltssicherungskonzept vorgese­
henen Kürzungen bei nahezu al­
len Aufwands positionen vorzu­
nehmen. 

Zudem stehen Gebührenhaus­
halte auf dem Prüfstand und die 
Stadt wird nicht umhin kommen, 
die Grundsteuer B deutlich anzu­
heben. 590 Hebesatzpunkte sind 
nach der Entscheidung der Stadt­
verordneten notwendig. Damit 
bleibt Wetzlar unter vergleichba­
ren Städten (Rüsselsheim 800 v.H., 
Gießen 600 v.H., Hanau plant 595).

Wie Wagner weiter ausführte, 
müsse die Stadt aber dringend über 
den Haushaltsausgleich hinaus Er­
träge erwirtschaften. Nur so kön­
nen die, angesichts der seit 2008 
nicht mehr ausgeglichenen Haus­
halte, aufgelaufenen Kassenkre­
ditverbindlichkeiten (rund 58 Mil­
lionen Euro) zurückgezahlt wer­
den und ferner Beiträge zur Finan­
zierung der notwendigen Investi­
tionen in die Infrastruktur getätigt 
werden. Ansonsten würden die Be­
lastungen auf die Kinder­ und En­
kelgenerationen verschoben. Dies 
jedoch sei nicht hinnehmbar.

ner weitere Verbesserungen für 
Menschen mit Behinderung abzu­
ringen. Wir sind trotzdem stolz da­
rauf, nach dem Behindertengleich­
stellungsgesetz aus diesem Früh­
jahr weitere Verbesserungen für 
Menschen mit Behinderung zu er­
reichen. 
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Kanufahrt der Jusos Wetzlar
Die Kanutour war Bestandteil des vielfältigen Juso-Sommerprogramms

Rechtsextremismus: Mitschuldig ist, wer schweigt
In diesem Jahr bereits 665 Übergriffe gegen Asylunterkünfte – in 613 Fällen sollen rechtsmotivierte Täter verantwortlich sein

Friedlicher Protest gegen AFD-Infostand in Wetzlar
Spontankundgebung mit Unterstützung des Wetzlarer Bündnis gegen Nazis

Während andere Urlaub machten, 
legten sich unsere hiesigen Jung-
sozialistinnen und Jungsozialisten  
bei sonnigem Wetter sportlich ins 
Zeug. 

Am 06.08.2016 trafen sich acht Ju­
sos an der Lahn in Solms. Vor unse­
ren Mitgliedern lag eine Kanutour 
vom Zeltplatz Schohleck über 15,5 
Kilometer zur Anlegestelle Weil­
burg­Ahausen. 

Während der sechsstündigen 
Fahrt konnte nicht nur der Sports­
geist unserer Mitglieder unter Be­
weis gestellt werden, sondern auch 
die Landschaft im Lahntal bewun­
dert werden. 

Die Kanutour war Bestandteil 
des vielfältigen Juso­Sommerpro­
gramms, welches der Vorstand 
der Wetzlarer Arbeitsgemeinschaft 
für seine Mitglieder im südlichen 
Lahn­Dill­Kreis erarbeitet hat.

 „Neben dem politisch­bilden­
den Programm wie Diskussionen 

und Exkursionen soll auch der ge­
sellschaftlich und freizeitliche As­
pekt innerhalb unserer Jugendor­
ganisation nicht zu kurz kommen“ 
– so lautete die gemeinschaftliche 
Entscheidung des Vorstandes. 

So besuchten bereits am Wo­
chenende die Jusos von Lahn und 
Dill das Wetzlarer Weinfest und 
verbrachten dort einige gesellige 
Stunden.

Die Kanutour war der vorerst 
letzte Punkt im Sommerprogramm 
der Wetzlarer Jusos im August. Be­
reits Anfang September geht es 
weiter mit der Teilnahme am Wetz­
larer Brückenlauf. Schon seit Jah­
ren nehmen die Jusos regelmäßig 
an dieser Benefizveranstaltung teil. 

Dieses Jahr möchte die AG gleich 
vier Mannschaften zu jeweils drei 
Läufern stellen. Die Wetzlarer Ju­
sos wollen damit ein Statement für 
die „Gute Sache“ geben. Aber auch 
für den Sportgeist und Wetzlar als 
Stadt des Sports. 

Zum zweiten Mal innerhalb von 
zwei Wochen wurde am Wochen-
ende in Haiger ein Hakenkreuz 
gesprayt. 

Erst in der vergangenen Woche 
wurde bekannt, dass ein Mitglied 
der Demonstrations­Gruppe, die 
für zwei rechtsradikale Demonst­
rationen im April und im Juni ver­
antwortlich ist, wegen Todesdro­
hungen auf Facebook und Be­
waffnung mit einer Armbrust fest­
genommen wurde. Der braune 
Schleier scheint ich immer dichter 
um Haiger zu legen. Das ist bedrü­
ckend und macht fassungslos. 

Gleichzeitig meldet das BKA, 
dass im laufenden Jahr 2016 be­
reits 665 Übergriffe gegen Asylun­
terkünfte gezählt wurden – in 613 
Fällen sollen rechtsmotivierte Tä­
ter verantwortlich sein. Die Ge­
samtzahl der Übergriffe im letz­
ten Jahr lag bei 1031. Es scheint, als 
würde dieser Wert bis Ende dieses 
Jahres erneut übertroffen werden. 
Eine Schande für dieses Land und 
seine Demokratie. 

In München beging im Juli ein 
Täter mit extrem rechtem Welt­
bild eine Amoktat mit neun Op­
fern, die alle einen Migrationshin­
tergrund hatten. Öffentlicher Auf­
schrei? Fehlanzeige. Viel mehr wird 
tagein, tagaus, über islamistischen 

Spontan fanden sich am 13.08. 
rund 30 junge Demonstrierende 
zusammen, um gegen einen Infor-
mationsstand der sogenannten 
“Alternative für Deutschland” in 
Wetzlar zu demonstrieren. 

Mit Unterstützung des Wetzla­
rer Bündnis gegen Nazis wurde 
auf der gegenüberliegenden Seite 
eine Spontankundgebung durch­
geführt.

Terror diskutiert, Maßnahmenpa­
kete beschlossen und ein neues 
Schauerszenario für Deutschland 
herbeibeschworen. Es werden ex­
akt die Fehler wiederholt, die vor 
wenigen Jahren im Zuge der Mord­
serie des Nationalsozialistischen 
Untergrunds (NSU) den deut­
schen Staat in eine tiefe innenpoli­
tische Krise stürzten: Nichts sehen, 
nichts hören, nichts sagen.

In Rostock – ausgerechnet in 
Rostock, wo der rechte Mob un­
ter tosendem Beifall vieler Schau­
lustiger 1992 eine Asylunterkunft 
in Brand steckte – stoppt die Stadt 
nach rechten Protesten nun eine 
geplante Asylunterkunft. 

Man kapituliert hier vor dem 
Mob und zeigt die Handlungsun­
fähigkeit des Staates und seiner 
Exekutiven. Ein fatales Signal und 
ein Tritt ins Rückenmark all der­
jenigen, die sich Tag für Tag den 
Rechten entgegenstellen und ver­
suchen die inklusive Gesellschaft 
zu ermöglichen, die von der Po­
litik – wie sooft beschworen – ge­
wünscht ist.   

Zurück nach Haiger: Bisher hat 
sich die Stadt nicht zu den rechten 
Vorfällen geäußert. Insbesonde­
re der Bürgermeister hält sich bis­
her vornehm zurück, den Gegen­
demonstrationen hat er selbstver­
ständlich nicht beigewohnt. Un­

verantwortlich und absolut un­
tragbar, wie ich finde. Wenn wir 
den Rechten so viel Platz gewäh­
ren, dass sie am Ende vor Ort die 
Deutungshoheit gewinnen und 
ihre Ideologie gesellschaftsfähig 
machen können, öffnen wir Tür 
und Tor für rechte Gewalt, Aus­
grenzung und die massenhafte Re­
produktion der unmenschlichen 
Ungleichwertigkeitsvorstellungen 
der extremen Rechten. 

Dass dieser widerspruchsfreie 
Raum bereitwillig gefüllt wird 
sieht man unter anderem in Leun, 
wo eine rechte Kneipe, die von 
NPD­Mitgliedern betrieben wird, 
mittlerweile die kommunale Ju­
gendpflege ersetzt hat. 

Oder auch in Büdingen, wo die 
NPD seit Jahren unerträglich hohe 
Wahlerfolge einfährt. Aber auch 
das Haigerer Rathaus verfährt 
nach dem Motto: Nichts sehen, 
nichts hören, nichts sagen.  

Wenn wir die extreme Rechte 
aus unserer Gesellschaft heraus­
drängen wollen, müssen auch die 
öffentlichen Repräsentant*innen 
endlich Augen und Münder öff­
nen. 

Wir brauchen Haltung, klare 
Worte und klares Handeln – keine 
weitere Duldung oder Verharmlo­
sung von unmenschlicher Hetze.

Auf dem Eisenmarkt wurden 
dann etwa zwei Stunden lang In­
formationsbroschüren verteilt, die 
zum einen deutlich machen soll­
ten, warum die AfD keine normale 
Partei im demokratischen Wettbe­
werb ist, und zum anderen, welche 
Verbindungen die hessische AfD in 
extrem Rechte Milieus, wie etwa 
der “Identitären Bewegung”, hat.

Der Vorsitzende der Jusos Lahn­
Dill, Joscha Wagner, fasste die In­

tention des Protests wie folgt zu­
sammen: “Die AfD an Lahn und 
Dill hält sich mit ihrer Rhetorik 
nach außen bisher bedeckt, je­
doch verfällt sie im Kreistag in die 
Sprachmuster der rechtsextremen 
NPD. Damit steht sie in einer Li­
nie mit ihren hessischen Partner­
verbänden, die offen mit rechtsex­
tremen Gruppierungen und Per­
sonen verbandelt sind und auf de­
ren Wahllisten auch mal ein offe­

26

POLITISCH MOTIVIERTE KRIMINALITÄT

Straftaten mit rechtsextremistisch motiviertem Hintergrund 2

Gewalttaten: 2014 2015
Tötungsdelikte 0 0

Versuchte Tötungsdelikte 1 8

Körperverletzungen 871 1.116

Brandstiftungen 21 99

Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion 6 18

Landfriedensbruch 23 42

Gefährliche Eingriffe in den Bahn-, Luft-, 
Schiffs- und Straßenverkehr 5 10

Freiheitsberaubung 1 0

Raub 8 23

Erpressung 7 7

Widerstandsdelikte 45 84

Sexualdelikte 2 1

gesamt 990 1.408
Sachbeschädigungen 819 1.243

Nötigung/Bedrohung 209 443

Propagandadelikte 11.055 12.154

Störung der Totenruhe 12 9

Andere Straftaten, insbesondere  
Volksverhetzung 3.474 6.676

gesamt 15.569 20.525
Straftaten insgesamt 16.559 21.933

1.1 Zielrichtungen der rechtsextremistisch motivierten  

Gewalttaten

Mit 918 Delikten (2014: 512) nahm die Zahl rechtsextremistischer 

fremdenfeindlicher Gewalttaten um 79,6% zu. 

Die Zahl der rechtsextremistisch motivierten Straftaten mit anti-

semitischem Hintergrund sank im Jahr 2015 auf insgesamt 1.236 

Taten (2014: 1.328); bei den Gewalttaten war hingegen nur ein 

leichter Rückgang auf 29 (2014: 31) zu verzeichnen. 

2 Die Zahlen basieren auf Angaben des BKA. Die Übersicht enthält – mit Ausnahme 

der Tötungsdelikte – vollendete und versuchte Straftaten. Jede Tat wurde nur ein-

mal gezählt. Sind z.B. während eines Landfriedensbruchs zugleich Körperverletzun-

gen begangen worden, so erscheint nur die Körperverletzung als das Delikt mit der 

höheren Strafandrohung in der Statistik. Wurden mehrere Straftaten verübt, wurde 

ausschließlich der schwerer wiegende Straftatbestand gezählt.

ner Antisemit platziert wird, wie 
zuletzt in Kassel. Über diese Um­
stände wollen wir die Menschen 
hier vor Ort aufklären, um so eine 
kritische Gegenöffentlichkeit her­
zustellen.”

Der friedliche Protest wurde von 
den Passantinnen und Passan­
ten überwiegend positiv und inte­
ressiert verfolgt. Auch die Zusam­
menarbeit mit der eingetroffenen 
Polizei verlief reibungslos.

Aus dem Verfassungsschutzbericht 2015

Macht mit! 
Werdet Mitglied bei den JUSOs!

Nähere Infos können bei den Juso 
Wetzlar erfragt werden.

Juso-AG Wetzlar
Bergstraße 60
35578 Wetzlar



Jahrgang 8 | Ausgabe 3 | August 2016 POLITIK 15

CHRISTOPHS KOCHECKE Sommerlicher Blattsalat
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Sommerlicher Blattsalat
Wenn man im Sommer mal we­
niger Zeit hat, in der Küche zu 
stehen, ist ein wunderbarer, ge­
mischter Salat ein prima Essen.
 Ich habe schnell nach Feierabend 
einen fertig gewaschenen, ge­
mischten Blattsalat besorgt und 
zwei frische Nektarinen. Schnell 
noch beim Bäcker ein Kartoffel­
baquette, der Einkauf war getan.

Den fertig gewaschenen Salat mit 
Olivenöl und Balsamico einfach 
mischen und mit Salz und Pfeffer 
würzen. Eine Nektarine in kleine 
Würfel schneiden und unter den 
Salat mengen. Die andere Nekta­
rine in Spalten schneiden und den 
Salat damit verzieren. Dazu das 
knusprige Kartoffelbaquette rei­
chen und fertig ist ein leichtes Ge­
richt für warme Sommerabende.

Ich wünsche, wie immer, wohl be­
komm‘s

Europäische Missverständnisse
Soziale Demokratie gegen Zerstörung der europäischen Idee durch die neoliberale Ideologie

Die Debatte um Zukunft und 
Gegenwart der Europäischen Union 
(EU) wird von mancherlei Merkwür-
digkeiten bestimmt. 

Wobei die weit verbreitete Unsit­
te, „Europa“ zu sagen, jedoch nur 
die EU zu meinen, noch eine der 
geringeren Merkwürdigkeiten ist. 
Allerdings kann man vermuten, 
dass die Gleichsetzung der EU mit 
dem ganzen Kontinent, zu dem ja 
auch noch Staaten wie z.B. Nor­
wegen, die Schweiz, die Ukraine, 
Weißrussland und nicht zuletzt 
zu nicht unwesentlichen Teilen 

– manchmal vielleicht auch aus 
Unverständnis der Zusammen­
hänge. Dabei ist die Politik der 
EU­Kommission selbstverständ­
lich ideologisch durch die gro­
ße konservativ­neoliberale Mehr­
heit der Kommissionsmitglieder 
geprägt. So sind von den aktuell 
28 Mitgliedern der EU­Kommis­
sion nur acht Mitglieder Sozial­
demokratinnen und Sozialdemo­
kraten, die anderen 20 Kommissi­
onsmitglieder sind zugleich Mit­
glied konservativ­neoliberaler Par­
teien. Dies hat einen weitreichen­
den Einfluss auf die Politik der 
EU­Kommission. 
Ideologische Politik der Kommis-
sionsmehrheit
Die ökonomisch und sozialpoli­
tisch verheerende Austeritätspo­
litik in Griechenland, die Geneh­
migung von immer neuen Sub­
ventionen für die unökonomische 
und gefährliche Atomenergie, die 
verhängnisvolle Orientierung auf 
megalomanische Großprojek­
te, die konsequente Förderung 
von Oligopolen, die intransparen­
te Verhandlung von sogenannten 
„Freihandelsabkommen“ ohne 
z.B. Beachtung von Arbeitnehmer­
rechten, die regelmäßige Missach­
tung des EU­Parlamentes, vor al­
lem aber der Parlamente der Mit­
gliedsstaaten, die Behinderung 
und Ausbremsung der Energie­
wende zu Gunsten der überkom­
menen, aber noch immer poli­
tisch­ökonomisch mächtigen fos­
silatomaren Großkonzerne und 
auch die Ausweitung des Einflus­
ses großer Konzerne, besonders 
von „Big Money“ auf die Politik 
der EU­Kommissionen tragen die 
deutlich erkennbare neolibera­
le und antisoziale Handschrift der 
Kommissionsmehrheit. 
„Über-Bande-Spielen“ zwischen 
nationalen Regierungen und 
EU-Kommission
Diese falsche und ideologische Po­
litik zu kritisieren, bedeutet nicht, 
die EU in Frage zu stellen – im Ge­
genteil. Die Politik der konserva­
tiv­neoliberalen Kommissions­ 
und auch Ratsmehrheit bringt die 
EU bei den Bürgerinnen und Bür­
gern der Mitgliedsstaaten in Verruf 
und stellt damit die EU als Ganzes 
in Frage. Dazu trägt auch die Kum­
panei vieler Regierungen der Mit­
gliedsstaaten mit der EU­Kommis­
sion bei. Regierungschefs und Mi­
nisterien konservativ­neoliberal 

regierter Mitgliedsstaaten spielen 
mit der EU­Kommission über Ban­
de, wenn im eigenen Land die Ar­
gumente ausgehen. Dabei wird der 
EU­Kommission immer mehr Zu­
griff auch auf Bereiche zugebilligt, 
die eigentlich subsidiär, also durch 
die Mitgliedsstaaten selbst regu­
liert werden sollten. 
BREXIT auch „rote Karte“ gegen 
antisoziale Politik
Es ist auch dieses Über­Ban­
de­Spielen der konservativen To­
ries in Großbritannien gewesen, 
welches zur Mehrheit für den Aus­
tritt Großbritanniens beim Refe­
rendum, also zum sogenannten 
BREXIT geführt hat. Es ist bezeich­
nend für das Fehlen einer funkti­
onierenden, gesamteuropäischen 
Öffentlichkeit, dass viele Men­
schen in der EU völlig überrascht 
worden sind von der 52%­Mehr­
heit der Briten für den Austritt aus 
der EU. 
Allerdings wurde vielen Bürge­
rinnen und Bürgern außerhalb 
Großbritanniens von nicht we­
nigen Kommentatoren weisge­
macht, es seien vor allem von Na­
tionalisten und Rassisten irregelei­
tete Ahnungslose gewesen, die für 
den BREXIT gestimmt haben. Da­
bei hatten viele der BREXIT­Be­
fürworter wahrscheinlich eine Ah­
nung, wohin die ideologische neo­
liberale Politik der EU­Kommissi­
on und des EU­Rates wohl führen 
wird – insbesondere für die von re­
alen Erosionsprozessen bedrohte 
mittlere und untere Mittelschicht. 
Absurderweise waren es viele Wäh­
lerinnen und Wähler der ebenso 
ideologisch­neoliberalen Tories, 
die mit der Zustimmung zum Aus­
tritt aus der EU der antisozialen 
Politik der neoliberalen Ideologen 
in Brüssel und in London die rote 
Karte zeigen wollten. 
EU als soziale Demokratie im 
Staatenverbund nationaler Ver-
fassungsstaaten
Die Alternative zur aktuellen über­
wiegend konservativ­neolibera­
len Politik der EU­Kommission 
und damit auch die Alternative 
zur Zerstörung der europäischen 
Idee durch die neoliberale Ideo­
logie wäre eine konsequente Po­
litik der sozialen Demokratie, wie 
sie von der Fraktion der Progressi­
ven Allianz der Sozialdemokraten 
im Europäischen Parlament ver­
treten wird, der auch die SPD­Ab­
geordneten angehören. Es muss 

Gut – Besser – 
Gimmler

Wir begeistern Menschen

 STÄDTE- UND ERLEBNISREISEN 

17.09.-18.09. Hamburg Musical Wochenende 
inkl. Ü/F in einem zentralgelegenen Hotel in Hamburg  ab € 139,–

 Musicalkarten für König der Löwen, Das Wunder von Bern,  
Liebe stirbt nie, Disneys Aladdin  ab € 98,–

.

17.09.-19.09 München - Oktoberfest 
inkl. HP im Hotelissimo Haberstock, Reservierung  
Festzeltplätze mit 2 Maß Bier und Essensgutschein ab € 359,– 

23.09.-25.09. Hamburg „Deluxe“ 
inkl. Ü/F im 5* Privathotel Lindtner in Hamburg, Stadtrundfahrt, 
„Besondere“ Hafenrundfahrt inkl. Buffet und Getränke  
wie z.B. Bier, Wein, Prosecco und antialkoholische Getränke ab € 299,–

29.09.-02.10. Erlebnisreise mit dem Bernina- und Glacier-Express  
inkl. HP im 4* Silvretta Parkhotel, geführter Dorfrundgang durch  
Klosters, Fahrt mit dem Bernina-Express im Panoramawagen  
der 2. Klasse von Davos nach Tirano oder umgekehrt, Fahrt  
mit dem Glacier-Express von Andermatt nach  
Filisur/Tiefencastel oder umgekehrt, uvm.  ab € 579,–

29.09.-03.10. 5 Tage Berlin 
inkl. Ü/F im 4* Hotel Mercure Berlin City ab € 329,–

30.09.-03.10. 4 Tage London 
inkl. Übernachtung mit englischem Frühstück im  
London Bridge Hotel, halbtätige Stadtrundfahrt in London  
mit Reiseleitung ab € 409,–

03.10.-08.10. Weinregion Wachau 
inkl. HP, geführter Ortsrundgang Maria Taferl mit Orgelkonzert, 
Besichtigung einer Schnapsbrennerei, Ausflug Waldviertel, 
Weingutbesichtigung inkl. Probe, Führung und Verkostung,  
Ausflug Burgenland mit Schiff/-Kutschfahrt,  
Heurigenbuffet, uvm. ab € 629,–

 SAISONABSCHLUSSFAHRTEN
05.10.-09.10. Saisonabschluss Fichtelgebirge 

inkl. HP ( 3 x 3-Gang-Menü, 1 x Abendbuffet mit Musik und Tanz  
im Anschluss), 1 x Zithermusik, Stadtführung Kulmbach und  
Bayreuth, Ausflugsfahrt Fichtelgebirge mit Reiseleitung ab € 399,–

06.10.-09.10. Saisonabschluss Toskana 
inkl. HP in einem Hotel der guten 3-Sterne-Kategorie ( italienisches 
Frühstück, 3-Gang-Menü zum Abendessen), Besuch einer  
Olivenplantage mit Reiseleitung Stadtbesichtigung Pisa ab € 309,–

20.10.-25.10. Saisonabschluss in Schottland 
inkl. Fährpassage Rotterdam/Zeebrügge – Hull und zurück in  
2-Bett-Innenkabinen, HP im Winnock Hotel in Drymen, schottischer 
Unterhaltungsabend, Eintritt Gretna Green Museum, Stadtbesichtigung 
Edinburgh, Eintritt Glengoyne Distillery, Bootsfahrt auf dem  
Loch Katrine inkl. Afternoon Tea ab € 649,–

JUBILÄUMS-SAISONABSCHLUSSFAHRT FLACHAU 

13.10.-16.10.

4-Tage-Reise: ab € 339,- 

12.10.-16.10.

5-Tage-Reise: ab € 459,- 

10.10.-16.10.

7-Tage-Reise: ab € 599,- 

inkl. HP in einem Komforthotel, Stadlbesuche mit Musikprogramm „Verschärft´n“ bzw. 
„Salzburgsound“, GIMMLER Gala Abend mit Galamenü, Reisetombola, Ausflugsfahrt 
Dachstein und Almbesuch inkl. Jause und Musik, Frühschoppen mit Verköstigung und 
Musik vom „Laterndl Trio“, Sektfrühstück

Beratung und Buchung: Reisebüro Gimmler GmbH

35576 Wetzlar · Langgasse 45-49 · 35576 Wetzlar · Bannstr. 1 
(gegenüber Forum) oder in den bekannten Agenturen

Hotline: 0 64 41 / 90 100 · Telefax: 0 64 41/ 90 101 11

info@gimmler-reisen.de · www.gimmler-reisen.de

Zutaten:

1 Päckchen fertig gewaschenen, 
gemischten Blattsalat
2 Nektarinen
Salz, Pfeffer, Olivenöl
Weißen Balsamico mit Honig

Der Landtagsabgeordnete 
Stephan Grüger aus dem Lahn­
Dill­Kreis ist Mitglied des Wirt­
schaftausschusses und des Eu­
ropaausschusses des Hessi­
schen Landtages und Industrie­ 
und Außenhandelspolitischer 
Sprecher der SPD­Fraktion im 
Hessischen Landtag

klar werden, dass es in der EU zwei 
grundsätzlich unterschiedliche 
politische Konzepte für das fried­
liche Zusammenleben von Natio­
nen in einem europäischen Staa­
tenverbund gibt. Dabei geht es 
nicht in erster Linie um Struktu­
ren, oder um Personen oder um 
Institutionen, sondern es geht um 
politische Inhalte. Entweder Sozi­
ale Demokratie für alle oder neo­
liberale Unterwerfung unter die 
ökonomischen Interessen weniger 
Großaktionäre. Eine Zukunft wird 
die EU nur als soziale Demokratie 
im Staatenverbund nationaler Ver­
fassungsstaaten haben. Der neoli­
berale Weg ist gescheitert – und der 
Weg des Nationalismus schon weit 
davor. 
Kein Fortschritt ohne Beteiligung 
der Bürgerinnen und Bürger
Aber ohne andere Mehrheiten 
in nationalen Parlamenten und 
im EU­Parlament wird es keinen 
Bruch mit der ideologischen und 
zerstörerischen neoliberalen Poli­
tik in der EU geben. Wir Sozialde­
mokratinnen und Sozialdemokra­
ten werben und kämpfen für eine 
soziale und demokratische EU. 
Mit der Unterstützung der Bürge­
rinnen und Bürgern, nicht nur bei 
Wahlen, können wir diese ande­
re EU und damit auch ein anderes 
Europa schaffen. 
Es ist die Mühe wert!

das größte Land der Welt, nämlich 
Russland, gehören, bereits mögli­
cherweise auf eine Ursache vieler 
Merkwürdigkeiten hinweist: Eine 
schillernde Ungenauigkeit im 
Umgang mit Begriffen, bzw. mit 
dem, was manche Meinungsma­
cher dafür halten. 
Mehrheit der EU-Kommission 
aus konservativen und neolibera-
len Parteien
Dies erklärt vielleicht auch, warum 
konkrete Kritik an der Politik der 
EU­Kommission oder des Europä­
ischen Rates häufig als Ablehnung 
der EU als Ganzes missdeutet wird 
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VERANSTALTUNGS-TIPPS

UNSER BUCHTIPP

Die komischen Gedichte des  
Marco Tschirpke
Die poetische Gattung gilt als auf 
den Hund gekommen.
Moderne Lyrik, das ist in der Regel 
Prosa mit dem Hang zum Zeilen­
umbruch.
Marco Tschirpke setzt sie wieder in 
ihr Recht, indem er reimt, ohne mit 
der Wimper zu zucken.
Da treten uns Luther, Marie An­
toinette und Ernst Thälmann 
wie Zeitgenossen gegenüber, da 
schnurren historische Ereignisse 

auf ihre Pointe zusammen.
Tschirpke dichtet Schneisen in 
die Weltgeschichte und legt dabei 
Sichtachsen frei, die im Wortsinn 
erhellend wirken.

Die komischen Gedichte  
des Marco Tschirpke
Frühling, Sommer, Herbst  
und Günther
160 Seiten
Ullstein Taschenbuch
ISBN: 978­3­548­37617­2
9,99 Euro

Marco Tschirpke 

Frühling, Sommer, Herbst und Günther

Filmförderung Wetzlar-Gießen
Die in Gießen und Wetzlar gedrehte Webserie »Number of Silence« hat  
zahlreiche internationale Preise gewonnen 

FRANZIS verabschiedet mit tollem Sommerfest die alte Saison
Die Wetzlarer feierten ihr FRANZIS mit viel Musik und guter Laune. Ab Ende August wieder mit vielversprechendem Programm

Die Webserie »Number of Silence« 
ist ein Non-Profit-Projekt und 
wurde vom Kulturfonds Gießen- 
Wetzlar sowie von den Kulturämtern 
beider Städte gefördert.

 Unterstützt wird sie von einer Rei­
he mittelhessischer Einrichtun­
gen und Unternehmen und pro­
duziert von der Gießener Filmpro­
duktionsfirma Dobago Film. Der 
Trailer und die Episoden sind kos­
tenlos auf www.numberofsilence.
com zu sehen.
Ein Toter auf dem Wetzlarer Dom­
platz. Mit einem Mord startet die 
Mystery­Webserie »Number of Si­
lence« in ihrer ersten Staffel.
Auch in Gießen wurde gedreht, 
doch in den Episoden verschmel­
zen die beiden Städte zu einer, 
fremde Kulissen werden dazwi­
schen montiert. 
So geht es aus Wetzlar, wo nun 
Flugzeuge starten, mal eben über 
die Gießener Südanlage zum Ho­
tel Heyligenstaedt, hinter dem sich 

Das FRANZIS ist aus Wetzlars Kul-
turszene nicht mehr wegzudenken. 
Das Sommerfest zum Ende der  
Saison 2015/16 war ein mehr als 
gelungener Abschluss.

Viele Wetzlarer und auswärtige 
Fans tummelten sich von nachmit­
tags bis in die Nacht und genossen 
das hochwertige Programm von 
der Singer/Songwriterin Susann 
Charis, der Band „Purple Rain“, 
der Fuldaer Ska­Band Cabba Cab-
ba, der „Jim Panse Band“ mit der 
Sängerin Alin Pulverich bis zur 
Gießener Band „Acongagua“, die 
die Fans auf der Wiese zum Tanzen 
brachten.
Natürlich war auch für das leibliche 
Wohl gesorgt und die vielen Hel­
fer brachten neben den Getränken 
Kuchen, Waffeln, Würstchen und 
Steaks unters Volk.
Auch das neue Programm ver­
spricht wieder viel Abwechslung 
in Wetzlars Kulturzentrum. Von 
der Christopher-Street-Day Party 

Hochhäuser auftürmen. Lahnstadt 
2.0 mit Skyline also.
»Wir wollten, dass man die Orte 

Das FRANZIS rief zum Sommerfest und die Wetzlarer kamen in Scharen und genossen auf vielfältige Art und 
Weise einen herrlichen Sommertag.

Bei den Bands gab es kein Halten 
mehr und es wurde getanzt

über das Kabarett Kabbaratz, 
Chris Farlow mit der Norman-Be-
aker Band bis zur Hamburg Blu-
es Band und Martin Turners Wish-
bone Ash u.v.a. sollte man sich un­
bedingt das neue Programm anse­
hen. 
www.franzis-wetzlar.de

kennt, trotzdem aber alles ein we­
nig befremdlich wirkt«, erläuter­
te Regisseur und Drehbuchautor 
Csongor Dobrotka.
Ein spannendes, erfolgreiches Pro­
jekt aus der Region, es lohnt sich, 
reinzuschauen.
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2. September 2016
HSG Wetzlar – Füchse Berlin
Handball-Bundesliga
Uhrzeit: xx:xx Uhr
Ort: Rittal-Arena, Wetzlar

2. September 2016
Kabarett Kabaratz 
Uhrzeit: 20:00 Uhr
Ort: Kulturzentrum Franzis

6. September 2016
HSG Wetzlar – THW Kiel
Handball-Bundesliga
Uhrzeit: xx:xx Uhr
Ort: Rittal-Arena, Wetzlar

8. September 2016
Chris Farlow mit Norman Beaker Band
Uhrzeit: 20:00 Uhr
Ort: Kulturzentrum Franzis

10. September 2016
Quintenzirkel Best of acapella
Uhrzeit: 20:00 Uhr
Bunte Katze, Niedergirmes
Naunheimer Straße 10 

17. September 2016
Mary and the Tigers
Uhrzeit: 20:00 Uhr
Bunte Katze, Niedergirmes
Naunheimer Straße 10 

23. September 2016
Ziemlich beste Freunde
Theaterring Wetzlar
Uhrzeit: 20:00 Uhr
Stadthalle Wetzlar

24. September 2016
Lauf doch nicht immer weg
Uhrzeit: jeweils 20:00 Uhr
Ort: Kellertheater Wetzlar
Brühlsbachstraße 2 (Stadthalle)

27. September 2016
Gemma Ray 
Uhrzeit: 20:00 Uhr
Ort: Kulturzentrum Franzis

Alle Angaben ohne Gewähr


